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			Als im November 1989 die Mauer fiel, begann ein Großexperiment kontinentalen Ausmaßes: Die ehemaligen Staaten des »Ostblocks« wurden binnen kurzer Zeit auf eine neoliberale Ordnung getrimmt und dem Regime der Privatisierung und Liberalisierung unterworfen. Diese Transformation brachte Gewinner und Verlierer hervor: Russland glitt in ein wirtschaftliches Chaos ab, auf dem Präsident Putin sein autoritäres Regime begründete, Länder wie Polen, Tschechien oder Ungarn erholten sich und sind heute Mitglieder der EU. Während Warschau und andere Hauptstädte sich zu Boomtowns entwickelten, verarmten ländliche Regionen. 

			In seinem »elektrisierenden Buch« (Jens Bisky, SZ) legt Philipp Ther eine umfassende zeithistorische Analyse der neuen Ordnung auf dem alten Kontinent vor – und zwar erstmals in gesamteuropäischer Perspektive. Er räumt mit einigen Mythen rund um »1989« auf und präsentiert eine erste Bilanz der neoliberalen Ordnung.

			Philipp Ther, geboren 1967, ist Professor am Institut für Osteuropäische Geschichte der Universität Wien. Ther war zuvor unter anderem John F. Kennedy Fellow an der Harvard University und Professor am European University Institute in Florenz. Sein Buch Ethnische Säuberungen im modernen Europa wurde 2012 vom Börsenverein des Deutschen Buchhandels ausgezeichnet und in mehrere Sprachen übersetzt. Für Die neue Ordnung auf dem alten Kontinent wurde er mit dem Preis der Leipziger Buchmesse 2015 in der Kategorie Sachbuch/Essayistik ausgezeichnet.
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			­7 1. Einleitung 

			Persönliche Vorbemerkungen

			Der Ursprung dieses Buches liegt im Jahr 1977, in einem klimatisch und politisch sonnigen Sommer, als die erste Ölkrise überwunden war und sich die Entspannungspolitik in Europa ihrem Zenit näherte. Die Zeit der Ost-West-Konfrontation schien vorüber zu sein, die KSZE-Schlussakte von 1975 schuf Vertrauen, die Bundesregierung gab sich überzeugt, dass ein »Wandel durch Annäherung« möglich sei. Dieser politische Kontext trug dazu bei, dass sich meine Familie für eine Sommerreise in den »Ostblock« entschied. Dieses Wort sprach man bei uns zu Hause trotz der Détente mit einem furchtsamen Unterton aus. Der »Osten« stand für den Kommunismus, der »Block« für die Abgeschlossenheit und die militärische Bedrohung. Daher war der Reiseplan wie folgt: Erst einmal nach Ungarn, das Land galt als die »fröhliche Baracke« des Ostblocks, dann nach Polen und als letzte Stationen das Riesengebirge und Verwandte in Prag. Der Auftakt der Reise verlief gut, an der österreichisch-ungarischen Grenze hing kein »Eiserner Vorhang«, die Grenzer grüßten freundlich, außerdem war man damals Pass- und Zollkontrollen auch innerhalb des Westens gewohnt. Budapest war im Nu erreicht, die Donau glitzerte, und das abends verzehrte Gulasch, das der ungarischen Variante des Kommunismus seinen Namen gab, schmeckte besser als daheim in der noch fad würzenden Bundesrepublik. 

			Das erste Erlebnis, das auf das Jahr 1989, den Zusammenbruch des Ostblocks, und die nachfolgende Transformation verwies, stellte sich nach Einbruch der Dunkelheit auf dem großen Campingplatz von Budapest ein. Am Eingangstor gab es zwei Schalter und zwei Menschenschlangen, eine lange und eine kurze. In der langen Schlange, die sich nicht bewegte, warteten Deutsche, die einen ungewohnten Dialekt sprachen, mit leeren Händen dastanden und böse dreinblickten. In der kurzen Schlange daneben standen ebenfalls Deutsche. Sie waren aber so angezogen wie wir und hielten 8D-Mark-Scheine in den Händen. Mir war es als Teenager peinlich, an der Hand des Vaters die lange Schlange zu überholen. Ich bekam erklärt, dass man in unserer Schlange mit D-Mark zahlt und dafür sofort einen Standplatz für Zelt und Auto erhält, während die Menschen in der anderen Schlange mit ihren Ost-Mark so lange warten mussten, bis sich kurz vor der Schließzeit herausstellen würde, ob noch Plätze frei sind. Ich fragte meinen Vater empört, wie das denn sein könne, die Länder im Ostblock seien doch befreundet (so hatte mir das die böhmische Oma erklärt, stets mit warnendem Unterton vor »den Russen«). Mein Vater antwortete, die kommunistischen Länder litten unter Devisenmangel, deswegen seien sie scharf auf die D-Mark für den Zeltplatz und knöpften uns diesen Zwangsumtausch ab, jeden Tag 25 Mark, Kopfgeld sozusagen. Ich schlug vor, den Ostdeutschen in der langen Schlange ein paar D-Mark zu geben, wir könnten sie doch tauschen wie Schillinge in Österreich. Es folgte eine weitere Diskussion darüber, später auch mit den Zeltnachbarn aus Karl-Marx-Stadt, wieso man im Ostblock nur auf der Bank Geld wechseln darf und was ein offizieller Umtauschkurs ist. 

			Der Abend auf dem Campingplatz von Budapest war wie ein Crashkurs in internationaler Ökonomie: Ostwährung, Westwährung, Devisen, Exporte, Importe, Auslandsschulden, Devisenknappheit, Zwangsumtausch, offizieller Umtauschkurs und – gewissermaßen als »Ökonomie von unten« – inoffizieller Umtauschkurs, Schwarzmarkt. Die offensichtliche Ungerechtigkeit mit den beiden Schlangen und die bösen Blicke derer, die sich die Beine in den Bauch standen und im ungünstigen Fall im Auto schlafen mussten, ließ mir keine Ruhe. Eine Woche später, nach langer Wartezeit und Kontrollen an der ungarisch-slowakischen und dann der tschechisch-polnischen Grenze, die gar nicht zum offiziellen Bild der sozialistischen Völkerfreundschaft passen wollten, folgte in Krakau die Möglichkeit, das neu erworbene ökonomische Wissen anzuwenden. Die polnischen Freunde, die wir einen Sommer zuvor als Autostopper auf ihrer ersten Westreise – auch das war eine Folge der Entspannungspolitik – kennengelernt hatten, wollten von uns D-Mark kaufen. Sie verwiesen auf die steigenden Preise, die leeren Läden und den fallenden Wert ihrer Währung. Es war klar, dass in Polen ­9vor allem D-Mark und Dollar zählten und nicht der einheimische Złoty. In den marktwirtschaftlichen Kompetenzen einfacher Bürger lag ganz im Kleinen eine der Wurzeln des Erfolgs der »polnischen Wirtschaft« ab den neunziger Jahren, doch auf dieser Reise ahnte natürlich niemand, dass der Ostblock je zusammenbrechen würde.

			Im fallenden Schwarzmarktkurs des Złoty zeichneten sich 1977 die massiven ökonomischen Probleme der Volksrepublik Polen ab. Wie man seit der Öffnung der Archive genauer weiß, begann damals eine fünf Jahre dauernde Talfahrt der polnischen Wirtschaft.1 Die erhoffte Modernisierung durch Technologieimporte war gescheitert und hinterließ Schulden im Westen, die das Land kaum abbezahlen konnte. Für mich als Teenager war die aufkommende Inflation, die es in der Planwirtschaft eigentlich gar nicht geben durfte, kein Nachteil, ganz im Gegenteil. Für meine fünf Mark gespartes Taschengeld bekam ich von der Gastfamilie mehr als dreimal so viele Złoty wie mein Vater auf der Bank zum offiziellen Umtauschkurs. Für die Alumünzen und den Stapel Scheine, die so dünn und knittrig in der Hand lagen wie Monopoly-Geld, konnte ich mir eine Woche lang unbegrenzt Eis kaufen und Postkarten an alle Freunde schicken. Seltsamerweise gab es keine Kugelschreiber oder Tintenpatronen. Ohne es zu wissen, war ich in Polen »Devisenausländer« geworden und nahm damit eine privilegierte Position ein. Doch dieser Genuss im real existierenden Sozialismus war nicht ungetrübt. Ich bekam rasch mit, dass sich die einheimischen Jugendlichen kein Eis leisten konnten, von Jeans oder Turnschuhen ganz zu schweigen. Außerdem musste man in Krakau zwar nicht für einen Campingplatz anstehen wie in Budapest, aber für Fleisch, Zucker, Schlagsahne und andere Dinge, die für uns »Westler« völlig selbstverständlich waren. 

			In unserem dritten Reiseland, der Tschechoslowakei, gab es diese Art der Mangelwirtschaft nicht. Die Verwandten in Prag fuhren einen neuen Škoda, wohnten in einem modernen Einfamilienhaus am Hochufer der Moldau und besaßen eine großzügige Datsche mit Badestelle. Höher war der Lebensstandard unserer sechsköpfigen westdeutschen Familie auch nicht. Aber der Großonkel und sein Sohn beschwerten sich hinter verschlossener Tür über die politische Lage. Sie fanden die »Normalisierung« nach der Niederschlagung ­10des Prager Frühlings unerträglich und schilderten anhand eigener Erfahrungen die Ineffizienz der Großbetriebe, in denen sie als Ingenieure tätig waren. Der wachsende technische Rückstand ihres Landes war ihnen bewusst und traf ihren beruflichen und nationalen Stolz. Außerdem war die Überwachung an den symbolischen Orten der Prager Innenstadt, zum Beispiel dort, wo sich im Januar 1969 der Student Jan Palach aus Protest gegen den Einmarsch der Warschauer-Pakt-Staaten in die Tschechoslowakei verbrannt hatte, so drückend, dass dies jedem halbwegs aufmerksamen Besucher auffiel.

			Doch es gab einige Menschen, die nicht resignierten, im Osten die mutigen Dissidenten, im Westen unter anderem unser Schuldirektor, der aus Prag stammte. Er organisierte nach der Niederschlagung der Solidarność im Herbst 1981 den massenhaften Versand von Lebensmittelpaketen nach Polen. Nach einer Verhaftungswelle gegen Dissidenten der Charta 77 schickten wir geistiges Frachtgut in die Tschechoslowakei, Bücherpakete mit verbotener Literatur – von uns Schülern gesammelt und eingepackt. Die Länder jenseits der Blockgrenze waren also, anders als es der tschechische Schriftsteller Milan Kundera 1983 in seinem einflussreichen Essay über die »Tragödie Zentraleuropas« beklagte, nicht ganz vergessen.2 Wichtiger aber als diese westlichen Zuwendungen war, historisch betrachtet, dass der Ostblock an den Westen heranrückte. Immer mehr Polen, Ungarn, Tschechen lernten seit der Détente das westliche Europa kennen, sei es als Touristen wie die Krakauer Freunde, als Saisonarbeiter in der Landwirtschaft oder als offizielle Geschäftspartner. 

			Die staatlichen Wirtschaftsexperten des Ostens beobachteten auch die damaligen wirtschaftlichen Probleme des Westens aufmerksam, die steigende Geldentwertung und Arbeitslosigkeit und die immer höheren Defizite in den Staatshaushalten, die wiederum die Inflation anheizten. Die späteren Reformpolitiker Václav Klaus und Leszek Balcerowicz registrierten den internationalen Paradigmenwechsel in der Wirtschaftspolitik vom Keynesianismus, der allgemein als gescheitert galt, zum Monetarismus, zur Steuerung der Wirtschaft über die Geldmenge, über die wiederum unabhängige Zentralbanken wachten. Infolge der Wahlsiege von Margaret Thatcher und Ronald Reagan wurden die Privatisierung von Staatsunter­11nehmen, die Liberalisierung zuvor ziemlich strikt regulierter Branchen (wie zum Beispiel der Finanzwirtschaft) und ganz allgemein die Zurückdrängung des Staates aus der Wirtschaft zum Regierungsprogramm Großbritanniens und der USA. Von diesen neoliberalen Einflüssen war in Kontinentaleuropa zunächst wenig zu spüren, aber auch die sozialdemokratisch regierten Länder diskutierten, ob der Staat mit seinen vielen Sozialleistungen nicht überfordert sei.

			Wenngleich sich nach der erneuten Rezession Anfang der achtziger Jahre in allen westlichen Ländern ein wachsendes Krisenbewusstsein breitmachte, waren die Probleme des planwirtschaftlich organisierten Ostblocks offensichtlicher und fundamental. Die ständigen Versorgungsengpässe, die unübersehbaren Ungerechtigkeiten und der wachsende wirtschaftliche Rückstand gegenüber dem Westen gehören zu den Ursachen, wegen derer der Kommunismus als Ideologie und der Staatssozialismus als dessen Umsetzung scheiterten. Doch niemand erahnte vor 1989 das nahende Ende, weder die Osteuropaexperten, die in diesem Buch eine tragende Rolle spielen werden, noch die Freunde und Bekannten im Ostblock, die im Laufe der achtziger Jahre auf weiteren Reisen hinzukamen. Waffeleis spielte nun keine Rolle mehr, dafür aber der lukrative Tausch und Verkauf von Nylonstrumpfhosen und Musikkassetten, die dem inzwischen zum Studenten herangewachsenen Autor unbeschwerte »Ost-Urlaube« voller interessanter Gespräche ermöglichten. Noch im Sommer 1989 gingen die westlichen Sowjetologen fast ausnahmslos vom Fortbestand des Ostblocks und der Sowjetunion aus. Man kann diese Ahnungslosigkeit mit der »wisdom of hindsight«, dem Nachwissen des Historikers kritisieren. Intellektuell befriedigender ist es jedoch, sich in die Vergangenheit zurückzuversetzen und jeder Epoche ein offenes Ende zuzugestehen. Gerade deshalb bedarf es einer Erklärung, warum die alte Ordnung in den Jahren 1989-91 so plötzlich kollabierte und welche Folgen dies auf globaler Ebene hatte. 

			Wie sehr es politisch gärte, zeigte sich sogar in der mit harter Hand regierten Tschechoslowakei. Bei einer der vielen Reisen, dieses Mal zum 1. Mai 1989, löste sich aus der offiziellen Kundgebung auf dem Prager Wenzelsplatz eine Gegendemonstration und rief regime­12kritische Slogans. Ehe die Sicherheitskräfte eingreifen konnten, hatten sich die Demonstranten wieder hinter die roten Fahnen und die Banner von Marx, Engels und Lenin eingereiht. Am selben Abend kam es zu schweren Krawallen. Die Polizeigewalt bestärkte die Opposition jedoch in ihrer Strategie der Gewaltlosigkeit. Deren Erfolg zeigte sich im Herbst in Prag, analog dazu in Leipzig und Ost-Berlin. Zwar waren die Zentren der großen Städte voll mit Polizei, Milizionären und Geheimpolizisten, die man oft an ihren Lederjacken und aufgedunsenen Gesichtern erkannte, aber mehrere hunderttausend Demonstranten konnte man weder niederknüppeln noch verhaften. Die Macht der Masse hatte in jenem Herbst vor 25 Jahren eine unwiderstehliche Sogwirkung. 

			Doch Anfang November wussten die Demonstranten auf dem Prager Wenzelsplatz (Václavské náměstí) und ihr Zaungast aus dem Westen nicht, ob all die Uniformierten und Lederjackenträger klein beigeben würden. Die allgemeine Anspannung verband Tausende von Menschen, die sich vorher nie gesehen hatten. Entsprechend groß war die kollektive Erleichterung und Freude, als Ende November alles gut ausgegangen war. Es herrschte ein Gefühl wie auf einer Abiturfeier, der Test ist bestanden, die alten Autoritäten haben nichts mehr zu sagen, die Welt steht uns offen, alles ist möglich.3

			Auf den Rausch folgte die Ernüchterung. Besonders spürbar war das im Winter 1989/90 in Berlin, eine Reisestation nach dem Umsturz in Prag. Die West-Berliner klagten über die Massen aus dem Osten, die mit ihren stinkenden Autos die Straßen verstopften und die Supermärkte leerkauften. Auf einmal mussten die West-Berliner selber Schlange stehen, eine ungewohnte Erfahrung. Die postkommunistischen Gesellschaften bekamen bald ganz andere Probleme. In Polen vernichtete die Hyperinflation sämtliche Ersparnisse in Złoty und drückte die realen Gehälter – real war vor allem der Gegenwert in Valuten – auf weniger als hundert Mark im Monat. Die Tschechoslowakei befand sich wegen ihrer geringen Auslandsschulden in einer besseren Ausgangslage und zögerte mit radikalen Reformen. Doch die Streichung der Subventionen für Lebensmittel ließ die Preise für Milchprodukte und Gemüse um fast die Hälfte, für Brot um ein Drittel nach oben schnellen.4 In der DDR stellten ­13Hunderte von Fabriken den Betrieb ein und entließen ihre Belegschaften. Diese wirtschaftliche Misere führte nicht zu einem »Dritten Weg« zwischen Kapitalismus und Sozialismus, wie ihn einige ehemalige Dissidenten forderten. Der Sozialismus war als Begriff und System 1990 zu unpopulär, um damit Wahlen zu gewinnen oder Kredite aus dem Westen zu erhalten. 

			Aufgrund der politischen und ökonomischen Dynamik des Umbruchs setzte sich Anfang der neunziger Jahre in fast allen postkommunistischen Staaten eine neoliberale Wirtschaftspolitik durch. Die Gesellschaften westlich der ehemaligen Mauergrenze waren sich der Tragweite dieses Paradigmenwechsels nicht bewusst oder wurden davor abgeschirmt, indem man vollmundig ankündigte, der Osten würde wie der Westen werden. Das steckte hinter der Formel der »blühenden Landschaften«, die Helmut Kohl geprägt hatte. Die sogenannten »Reformstaaten« lagen östlich des Eisernen Vorhangs, der in den Köpfen der Menschen noch nicht hochgezogen war. Der Begriff der »Transformation« blieb in der sozialwissenschaftlichen Forschung ebenfalls für die östliche Hälfte Europas reserviert. Damit suggerierten die westlichen Regierungen und Experten implizit, dass sich im Osten fast alles, dagegen im Westen fast nichts ändern müsse. Es handelte sich letztlich um ein Containment, eine Eindämmung der Revolutionen von 1989. 

			Wie sich die »Schocktherapie« im Osten auswirkte, konnte man derweil in Polen miterleben. Wieder ein Besuch bei den Krakauer Freunden aus der Zeit der Détente: Die Stadt liegt unter dem braunen, beißenden Dunst des Stahlwerks in Nowa Huta, doch die Menschen sind im Herbst 1991 froh, dass die Schornsteine rauchen, denn sonst gäbe es noch mehr Arbeitslose. Im Stadtzentrum sind abends nur drei Restaurants geöffnet, weil es sich niemand mehr leisten kann, essen zu gehen. In den Läden stehen viele Regale leer, nicht aufgrund des mangelnden Warenangebots wie vor 1989, sondern wegen fehlender Nachfrage. Fast niemand hat Geld, um sich etwas zu kaufen. Nur die Bauernmärkte florieren, weil man sich dort billig mit Zwiebeln, Kartoffeln und anderen Grundnahrungsmitteln eindecken kann. Ist das die versprochene neue Ordnung? Wohin sollen die Wirtschaftsreformen führen?

			­14Ein letzter Zeitsprung, in die Jahre nach der EU-Erweiterung: Warschau, Krakau, Prag, Berlin-Friedrichstraße: überall Einkaufspaläste, Licht, auch spät in der Nacht eine dichte Geräuschkulisse, genährt vom unablässigen Autoverkehr, von Musik aus Bars und Geschäften. Ist man hier noch im Osten oder schon im Westen? Die Klanglandschaften sind dieselben, ebenso die optischen Reize. Der Eindruck verändert sich, wenn man über das Land zwischen den Metropolen fährt. In den Kleinstädten stehen Plattenbauten leer, Fabrikruinen zeugen von den sozialistischen Modernisierungsversuchen, auf den Dörfern gibt es viele alte Menschen, aber kaum Kinder und somit offenbar wenig Hoffnung für die Zukunft. 

			Diese Diskrepanz zwischen Wohlstand und Armut, Aufschwung und Stillstand, Stadt und Land ist kein Spezifikum des ehemaligen Ostblocks mehr. Wachsende regionale und soziale Unterschiede prägen Europa in West und Ost, viele Industriestädte im Ruhrgebiet sind heute so grau wie es einst der DDR nachgesagt wurde. Dabei haben sich die Staaten und Gesellschaften auf der westlichen Seite der früheren Blockgrenze in den letzten Jahren wirtschaftlich relativ gut entwickelt. Auch das hängt mit dem Thema dieses Buches zusammen: Die erweiterte Bundesrepublik, Österreich, Schweden und Finnland waren direkt von den Reformen und der damit entstehenden wirtschaftlichen Konkurrenz in Ostmitteleuropa betroffen. Sie mussten sich wirtschaftlich teilweise neu aufstellen und reformierten sich selbst. Man kann dies als »Kotransformation« bezeichnen. In den südeuropäischen Staaten war das Echo der Reformen hingegen schwächer. 

			Seit der 2010 ausgebrochenen Eurokrise gibt es einen neuen und gewollten Zusammenhang zwischen dem Osten und dem Süden Europas. Die Griechenland, Italien, Spanien und Portugal verordneten Reformen weisen Ähnlichkeiten mit den neoliberalen Einschnitten im postkommunistischen Europa auf, so zum Beispiel die Programme zur Personalreduktion im griechischen Staatsapparat oder die versuchten Privatisierungen in Italien und Spanien. Wird der Süden damit gewissermaßen zu einem neuen Osten? Was Dauer und Tiefe der Krise sowie ihre sozialen Folgen anbelangt, ist die Situation durchaus mit der im Ostmitteleuropa der neunziger ­15Jahre vergleichbar. Nur betreffen steigende Arbeitslosigkeit und Verarmung bislang primär die Jungen und nicht die ältere Generation wie nach 1989. Diese Unterschiede und Ähnlichkeiten motivieren dazu, dieses Buch bis in die jüngste Zeit reichen zu lassen. 

			Seit der Krise von 2008/09 (hier muss man eigentlich zwischen einer Finanz-, Budget- und Wirtschaftskrise unterscheiden) wird der Neoliberalismus offen hinterfragt. Eine polemische Abrechnung wäre jedoch fehl am Platz, denn der wirtschaftliche Umbruch im ehemaligen Ostblock bot viele Chancen, vor allem für die urbanen Zentren. Auf dem Land und in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion (das Baltikum hat seitdem eine so spezielle Entwicklung genommen, dass es eigens und nicht als Teil des postsowjetischen Raums betrachtet wird) war die Lage schlechter. 

			Wegen dieser regionalen Unterschiede ist es nicht einfach, eine allgemeine Bilanz der neoliberalen Reformen in Europa zu ziehen. Zweifelsohne fällt diese heute jedoch anders aus als vor dem Ausbruch der Krise von 2008/2009. Während die postkommunistische Transformation vor einigen Jahren größtenteils als gelungen betrachtet wurde – darauf beruhte die Erweiterung der EU im Jahr 2004 –, sind Länder wie Lettland, Ungarn, Rumänien und Bulgarien seit 2008 wirtschaftlich und teilweise auch politisch ins Taumeln geraten. Das kann man ebenso für einige Dogmen des Neoliberalismus behaupten. Es gehörte zum Beispiel in den neunziger Jahren zu den Grundannahmen westlicher Experten, dass die Entwicklung von Marktwirtschaft und Demokratie miteinander verbunden sei und voneinander abhänge. Traf dies wirklich zu? Oder waren die »Schocktherapie« und andere neoliberale Einschnitte nicht unter anderem deshalb möglich, weil die postkommunistischen Demokratien sich erst festigen mussten und sich daher kaum organisierter Widerstand bilden konnte? Es gab selbstverständlich zahlreiche Unterstützer der neuen Ordnung. Die Menschen, die 1989 jung waren, hatten ungeahnte Aufstiegschancen und sie profitierten von den offenen Grenzen in Europa. Die damals über 40-Jährigen machten meist schlechtere Erfahrungen, weil sie nicht so einfach den Job wechseln konnten, familiär gebunden und damit weniger flexibel oder sogar direkt von sozialen Einschnitten und Entlassungen betroffen waren. 

			­16Das Stichwort der Erfahrung führt zur eigenen Positionsbestimmung, ein in den Sozial- und Geisteswissenschaften selten explizit gemachtes, aber eigentlich produktives Grundelement wissenschaftlichen Arbeitens. Die Zeitgeschichte steht unter dem Einfluss der Zeitzeugenschaft derer, die sie schreiben. Insofern kann der Zeitzeuge nicht der sprichwörtliche »Feind« des Historikers sein. Er hat sogar das Potenzial zum »Helferchen«, denn Erfahrungen im Kleinen ermöglichen einen anderen Blick auf größere Zusammenhänge und »conventional wisdoms«. Der zeitliche Abstand spielt dabei eine widersprüchliche Rolle. Einerseits lässt die Genauigkeit der Erinnerung nach, wenn Prozesse und Ereignisse länger zurückliegen (der Schwarzmarktkurs der tschechoslowakischen Krone im Jahr 1988 ist noch präsent, der Umrechnungskurs in die polnische »Speiseeis-Währung« aus dem Jahr 1977 dagegen vergessen), andererseits lassen sich manche Ereignisse und Prozesse mit wachsendem zeitlichen Abstand besser in einen weiteren Kontext einordnen und erklären. Bei zeitgenössischen Ereignissen ist der Historiker Chronist, wobei auch das ein Vorteil sein kann, zum Beispiel bei Oral-History-Interviews, die nur mit Mitlebenden geführt werden können.5 Die Chance liegt darin, das Wissen über länger und kürzer zurückliegende Veränderungen zu verbinden. Oft beruhen scheinbar neue Entwicklungen auf einem älteren, sich wiederholenden Muster. 

			Ein Beispiel: Wirtschaftliche Einschnitte und Reformen werden seit der jüngsten und in Europa noch nicht bewältigten Krise von 2008/09 sehr häufig mit dem Argument präsentiert, sie seien »notwendig«, »alternativlos« oder sogar »unausweichlich«. Wer Anfang der neunziger Jahre in Polen oder Tschechien gelebt und gearbeitet hat, kennt diese Formeln und die daran anschließenden öffentlichen Debatten – die hier übergreifend als Transformationsdiskurse bezeichnet werden. Damals wurden die Reformen mit ihren umfassenden sozialen Einschnitten ebenfalls auf diese Weise vermittelt. Es handelt sich mithin um eine rhetorische Figur, um eine bestimmte Politik oder konkrete Maßnahmen zu legitimieren und durchzusetzen. Diesen und anderen neoliberalen Transformationsdiskursen wird in diesem Buch viel Aufmerksamkeit gewidmet, weil sich durch solche Dechiffrierungen oft mehr erfahren lässt als durch Zehntel­17prozente in Wachstumsstatistiken oder andere quantitative Daten, die stets mit einem Schuss Skepsis zu betrachten sind.

			Der Verlauf des Systemwandels seit den achtziger Jahren hing in hohem Maße davon ab, wie sich die Gesellschaften, sozialen Gruppen und einzelne Menschen auf die massiven Herausforderungen einstellten. Dies führt zum Topos der »Selbst-Transformation«, die sich nicht nur in Anpassungsleistungen erschöpft, sondern auch offenen oder versteckten Widerstand beinhalten kann. Seit 2008/09 lebt Europa – wenige glückselige Länder ausgenommen – mit der Erfahrung einer andauernden Krise, jedenfalls eines permanenten Krisenbewusstseins. Vielleicht sind die Erfahrungen aus den frühen neunziger Jahren nützlich, wenn es darum geht, wie man derartige Umbrüche meistern kann. Die »Helden« des vorliegenden Buches sind daher die Menschen, die es trotz eines Monatseinkommens von umgerechnet 100 bis 200 Euro und ohne Vermögen geschafft haben, den Alltag in einer sich rapide verändernden Umgebung zu bewältigen, ihre Familie zu unterstützen, an ihrer Zukunft zu bauen und daraus Lebensfreude zu ziehen. Diese Aufbruchsstimmung und ein optimistischer Blick in die Zukunft scheinen dem heutigen Europa fast völlig abhandengekommen zu sein. 

			Historisierung

			Ab wann geht eine bestimmte Epoche in die Geschichte ein, ab wann gehört sie nicht länger zur »Gegenwart«, ab wann wird sie historisch? Trotz der klassischen Definition der Zeitgeschichte als »Epoche der Mitlebenden« kann auch der Tod ein Anhaltspunkt sein. Die frühen Protagonisten des Neoliberalismus, Margaret Thatcher und Ronald Reagan, sind ebenso verstorben wie ihr wirtschaftswissenschaftlicher Wegbereiter Milton Friedman. Auch die Reihen der Revolutionäre von 1989 lichten sich. Mit Václav Havel, Jiří Dienstbier, Bronisław Geremek und Tadeusz Mazowiecki sind in den vergangenen Jahren prominente Bürgerrechtler gestorben. Die Machthaber, die den Umbruch zugelassen haben, werden ebenfalls schon historisch. Michail Gorbatschow hat die achtzig überschritten, fast ­18alle früheren Reformkommunisten stehen im Rentenalter. Doch das unaufhaltsame Voranschreiten der Zeit betrifft nicht nur die Alten. Die einstige Jugend, die im Herbst 1989 die Straßen von Warschau, Budapest, Ost-Berlin, Prag und 1991 von Kyiv (so heißt die Stadt seit der Unabhängigkeit der Ukraine) und Moskau füllte, ist in die zweite Lebenshälfte eingetreten. Die Teilnahme an den Demonstrationen im Herbst 1989, der Jubel, als die Kommunisten abdankten, die Aufregung bei den ersten Wahlen wirken heute weit entfernt, nicht zuletzt wegen der massiven Veränderungen in den neunziger Jahren, die jeden der über 330 Millionen Bürger der postkommunistischen Staaten Europas und letztlich alle Europäer betrafen.

			Gerade weil die aktive Erinnerung der damaligen Akteure stirbt oder verblasst, ist die Stunde der Geschichtspolitik gekommen. Bei den Jubiläumsfeierlichkeiten im Jahr 2009 zelebrierten die politischen Eliten in Deutschland und Europa die Zivilcourage von 1989 und die Errungenschaften der Freiheit und Demokratie. Symbolisch ließ man in Berlin noch einmal die Mauer in Form von Domino-Steinen einstürzen, die zuvor Künstler im Regierungsauftrag gestaltet hatten. Angela Merkel und ihre prominenten Gäste inszenierten das »Annus Mirabilis« als Gründungsakt des vereinigten Deutschland und des vereinigten Europa.6
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					Abb. 1: Fall der Berliner Mauer am 9. November 1989: feiernde Menschen in der Nähe des Brandenburger Tores.

				

			

			Auch die wissenschaftlichen Diskussionen um die Ereignisse von 1989 und die anschließenden Reformen werden seit einigen Jahren im Stil einer historischen Debatte geführt. 2009 begann eine lebhafte Auseinandersetzung darüber, ob es sich bei dem Umbruch zwanzig Jahre zuvor überhaupt um eine Revolution gehandelt hat. Eine zweite Debatte kreiste darum, welches Rezept der nachfolgenden »Transformation« erfolgreicher war, die »Schocktherapie« oder ein gradueller Umbau von Wirtschaft, Staat und Gesellschaft. Diese Fragen an die Geschichte sind auch deshalb aktuell geworden, weil die EU, der Internationale Währungsfonds (IWF, englisch IMF), die Weltbank und einheimische Experten im krisengeschüttelten Süden Europas seit einigen Jahren ein Repertoire von Reformen anwenden, das aus den postkommunistischen Staaten bekannt ist. Die Bundesrepublik wurde bereits ab 2001, unter der Regierung Schröder, »kotransformiert«. 

			­19Als Lehrender an der Universität spürt man den Übergang eines Themas von der Gegenwart in die Geschichte außerdem an den Lebensläufen und Fragen der Studierenden. Die meisten von ihnen wurden bereits nach 1989 geboren. Dass es einmal eine Mauer, Selbstschussanlagen, Hunderttausende von Geheimdienstspitzeln und ein mit der Demokratie konkurrierendes System gab, ist nicht mehr präsent. Obwohl die anschließende neoliberale Transformation die Lebenswelten im heutigen Europa auf vielfältige Weise prägt – man denke nur an die Reisefreiheit, die offenen Grenzen, den nochmals gewachsenen, aber ungleich verteilten Wohlstand und die härtere wirtschaftliche Konkurrenz in fast allen Lebensbereichen –, steht die historische Forschung zu dieser Epoche noch am Anfang. 

			Das vorliegende Buch nähert sich dem neoliberalen Europa zunächst chronologisch. Nach dieser Einführung geht es in Kapitel 2 um die Voraussetzungen des Umbruchs, allen voran die Reformdebatten in Ost- und Westeuropa in den achtziger Jahren. Dementsprechend werden neben der Analyse von Expertendiskursen vor allem Medien als Quellen genutzt. Die These ist dabei, dass die ­20Verknüpfung dieser Debatten, das Scheitern der graduellen Reformen im Ostblock und das Ende der östlichen Systemkonkurrenz eine Hegemonie des Neoliberalismus zur Folge hatten. Der spezifische Verlauf des Kalten Krieges in Europa und dessen Beilegung bedürfen somit einer eigenen, kritischen Betrachtung. Bezüglich der Umwälzungen in den Jahren 1989-91 geht es darum, die Revolutionen begrifflich näher zu bestimmen und zu erklären (vgl. dazu Kapitel 3). Der nächste Schwerpunkt liegt auf dem Verlauf und den Resultaten der Transformation – ein Begriff, der meist im Singular steht, obwohl sich die Entwicklungspfade der postkommunistischen Länder erheblich unterscheiden. Dies kann angesichts der Größe des Raumes, der unterschiedlichen Dauer und Ausprägung der kommunistischen Herrschaft und der noch weiter zurückliegenden Vorgeschichte der einzelnen Gesellschaften nicht verwundern. Dennoch wird der Raum, den man im Kalten Krieg als »Ostblock« bezeichnete, in der Geschichtswissenschaft und den Sozialwissenschaften immer noch häufig als eine Einheit betrachtet.

			Im vierten Kapitel des vorliegenden Buches geht es um die wachsenden Unterschiede innerhalb der postkommunistischen Länder einschließlich der ehemaligen DDR infolge der neuen, neoliberalen Ordnung.7 Zwischen den wirtschaftlichen Wachstumskernen und den im Zuge der Reformen abgehängten ländlichen Regionen liegen sprichwörtliche Welten, ein Thema, das hier unter der Formel »Reiche Städte, armes Land« behandelt wird. Um diese Unterschiede zu erfassen, reicht es im Prinzip sogar noch heute aus, von Berlin, Warschau oder Budapest aus fünfzig Kilometer weit aufs Land zu fahren. Der Augenschein kann jedoch irreführend sein und verblasst im Zug der Zeit. Daher wurde für das vorliegende Buch umfangreiches statistisches Material recherchiert (unter anderem von der EU-Statistikbehörde Eurostat, der Weltbank, der OECD, des IWF, diversen Regierungsbehörden und Nationalbanken). Aus Platzgründen werden die Datenbanken im Literaturverzeichnis nicht noch einmal eigens aufgeführt. Sie sind jedoch selbstverständlich in den Endnoten dokumentiert, in der Regel mit Stichwörtern, die weitere Recherchen im Internet erleichtern sollen.8 Oft stellten sich die Recherchen als ziemlich aufwendig heraus, weil die Daten auf ver­21schiedenen Grundlagen beruhen, sich manchmal widersprechen und überwiegend auf die nationalstaatliche Ebene ausgelegt sind. Statistiken können bekanntlich soziale Lebenswelten und den Alltag der Menschen nicht adäquat wiedergeben, daher werden sie mit Archivmaterial (zum Beispiel aus den Verwaltungen der Hauptstädte), Expertenberichten, zahlreichen Zeitungsberichten und anderen medialen Quellen sowie gelegentlich persönlichen Betrachtungen kombiniert.9

			Die intranationalen Divergenzen bzw. die wachsenden Unterschiede innerhalb einzelner Länder gingen mit einer Konvergenz auf internationaler Ebene einher. Dies zeigt der Vergleich zwischen den Metropolen Warschau, Prag, Budapest, Berlin und Wien. Punktuell werden Bratislava (trotz der mit gut 400 000 Menschen geringeren Einwohnerzahl) und die ukrainische Hauptstadt Kyiv als postsowjetisches Beispiel herangezogen. West-Berlin und Wien waren bekanntlich nicht Teil des Ostblocks, für diese erweiterte Perspektive spricht jedoch die Überzeugung, dass man 25 Jahre nach dem Ende des Kalten Krieges nicht mehr ausschließlich in dessen räumlichen Kategorien denken sollte. 

			Die Gegenüberstellung der Metropolen hat erbracht, dass die deutsche Hauptstadt, die sich in den neunziger Jahren auf dem Weg »von der Großstadt zur Weltstadt zur Metropole« wähnte,10 in der ostmitteleuropäischen »Regionalliga« 2007/08 wirtschaftlich von Prag und Warschau abgehängt wurde. Das lässt sich anhand verschiedener Indikatoren wie dem Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, der Arbeitslosigkeit und der Bevölkerungsentwicklung nachweisen.11 Diese Daten sind eine Voraussetzung, um die Dynamiken der postkommunistischen Gesellschaften und der neuen, neoliberalen Ordnung zu verstehen. Anfang der neunziger Jahre war die Situation in den Hauptstädten noch umgekehrt, Berlin lag weit vor den Metropolen im östlichen Europa. Es stellt sich die Frage, warum Berlin zwei Jahrzehnte lang hinter den Erwartungen zurückblieb und was dies über den deutschen (Sonder-)Weg der Transformation besagt. Vorab sei erwähnt, dass Berlin-Bashing, ein beliebter Sport im wiedervereinigten Deutschland, nicht im Sinne des Autors liegt. Es geht vielmehr um eine kritische Auseinandersetzung mit besagtem ­22Sonderweg. Das Beispiel der Hauptstädte zeigt, dass der Neoliberalismus je nach Land, Region und Ort sehr unterschiedliche Folgen hatte und dass sich die Auswirkungen der Reformen keineswegs auf das östliche Europa beschränkten. Vor allem Deutschland war massiv betroffen, aber das lässt sich nur in einem weiteren, europäischen Kontext verstehen.

			Ursprünge des Neoliberalismus

			Die wirtschaftswissenschaftlichen und politischen Ursprünge des Neoliberalismus reichen in die frühe Nachkriegszeit zurück, als der österreichische Ökonom Friedrich von Hayek in der Mont Pelerin Society eine Gruppe Gleichgesinnter versammelte, die ein Gegenmodell zur sowjetischen Planwirtschaft und zum keynesianischen Wohlfahrtsstaat schaffen wollten. Zentrale Ziele dieser logenartig organisierten, internationalen Gesellschaft waren eine freie Marktwirtschaft, freier Wettbewerb – der Freiheitsbegriff blieb somit primär auf die Wirtschaft bezogen – und ein Staat, der sich auf seine Grundfunktionen beschränkte.12 Diese Ausrichtung ist nur im historischen Kontext der Nachkriegszeit verständlich, als die Wirtschaftspolitik in der westlichen Welt noch stark vom New Deal und dem damit verbundenen staatlichen Interventionismus geprägt war. Dieser Kontext erklärt auch, warum sich die Lehren Hayeks und seiner Mitstreiter (darunter der einflussreiche Publizist Walter Lippmann, der den Begriff des Kalten Krieges prägte) zunächst nur bedingt durchsetzen konnten. 

			In den Wirtschaftswissenschaften dominierte bis in die siebziger Jahre die »neoklassische Synthese« von Paul Samuelson (seine Schriften zählen bis heute zu den Grundlagentexten der Volkswirtschaftslehre), die eine Brücke zu den Keynesianern schlug.13 Infolge der »Stagflation« (geringes Wirtschaftswachstum in Kombination mit hoher Inflation) nach der Ölkrise und der steigenden staatlichen Budgetdefizite gerieten die Keynesianer in den USA und England und mit Verzögerung in Kontinentaleuropa in die Defensive. Anstelle der Regulierung der Wirtschaft und der staatlichen Stützung ­23der Nachfrage setzten Ökonomen vermehrt auf eine angebotsorientierte Politik und den Monetarismus, das heißt die Steuerung der Wirtschaft durch die Geldmenge. Diese Aufgabe sollten von der Regierung unabhängige Zentralbanken erledigen, deren erstes Ziel in der Bekämpfung der Inflation lag.

			Dieser Paradigmenwechsel wurde wesentlich von der Chicago School rund um Milton Friedman beeinflusst, einem Anhänger Hayeks und langjährigem Mitglied der Mont Pelerin Society. Zu den Grundlagen der Chicago School gehört der Glaube an die Effizienz von Märkten und die Rationalität von Marktteilnehmern. Diese Dogmen wurden im »Washington Consensus« von 1989 festgeschrieben, an dem die Weltbank, der IWF, das US-Finanzministerium und hochrangige Mitglieder des US-Kongresses beteiligt waren. Eigentlich zielte dieser »Konsens« auf die überschuldeten, von hoher Inflation geplagten Länder Südamerikas ab, er wurde dann aber in den postkommunistischen Staaten ebenfalls angewandt. Das erste Element dieser Übereinkunft war eine Art Krisenintervention, die ökonomische Stabilisierung von Ländern mit hoher Inflation und hohen Schulden durch eine strikte Spar- bzw. Austeritätspolitik. Es würde hier zu viel Platz beanspruchen, alle zehn ökonomischen Gebote des Washington Consensus wiederzugeben (den Dekalog hatte der Ökonom John Williamson verfasst) – im Vordergrund stand die Triade Liberalisierung, Deregulierung und Privatisierung. Auch »Foreign Direct Investments« und somit der Finanzkapitalismus spielten bereits eine prominente Rolle bei dieser globalen wirtschaftspolitischen Rezeptur.14 Es gab selbstverständlich schon in den neunziger Jahren Kritiker des Washington Consensus und der Chicago School, aber diese fanden erst nach dem New Yorker Börsencrash von 2008 und dem Ausbruch der weltweiten Finanzkrise breiteres Gehör. Joseph E. Stiglitz hat vor allem den »Marktfundamentalismus« (den Glauben an sich selbst regulierende und ins Gleichgewicht bringende Märkte), die Überhöhung des Privateigentums und das Vertrauen in das rationale Agieren der Marktteilnehmer angegriffen.15

			Ein Problem bei der Eingrenzung und Definition des Neoliberalismus liegt darin, dass sich die Anhänger dieser Denkrichtung nur in der frühen Nachkriegszeit so nannten. Die Vorsilbe »neo« ­24sollte die Kritik am Versagen des klassischen Liberalismus in der Zwischenkriegszeit und in der Weltwirtschaftskrise von 1929 zum Ausdruck bringen. Im Lauf seiner Karriere distanzierte sich Milton Friedman von dieser Bezeichnung, auch John Williamson sieht darin nur einen politischen Kampfbegriff.16 Die Kritiker des Neoliberalismus zielen somit auf einen Gegenstand, der flüchtig ist und mit dem sich zeitgenössische Wirtschaftswissenschaftler oder Politiker nicht anfreunden können. Der Neoliberalismus ist überdies auch deshalb schwer zu definieren, weil er von sehr verschiedenen Akteuren vertreten wurde, von Professoren an kleinen Colleges und bekannten Universitäten, von großen Thinktanks wie der konservativen Heritage Foundation in den USA und von mehr oder weniger mächtigen Politikern. Dieter Plehwe zufolge muss der »hegemoniale Neoliberalismus […] als politische Philosophie und politische Praxis plural gedacht werden«.17 Es handelt sich somit um ein »moving target«, das sich laufend verändert, anpasst und gerade deshalb so wirkmächtig ist. Genau darum geht es in den chronologisch geordneten, empirischen Kapiteln.

			Es wäre verkehrt, den Neoliberalismus im historischen Rückblick als homogenes, in sich geschlossenes Gedankengebilde darzustellen. Es gab immer wieder heftige Diskussionen zwischen seinen Hauptvertretern, zum Beispiel um die Zentralbanken, die im Monetarismus und bei den Schocktherapien eine zentrale Rolle spielten – was sich nicht so recht mit der Abneigung gegen staatliche Interventionen vertrug. Vielleicht noch folgenreicher als diese akademischen Debatten waren die Abweichungen in der Praxis. Schon der Thatcherismus und die Reagonomics, später die radikalen Reformen im postkommunistischen Europa erzeugten nichtintendierte Effekte, die Korrekturen und Anpassungen erzwangen. 

			Ferner ist zwischen neoliberaler Rhetorik und Praxis zu unterscheiden. Im postkommunistischen Europa wurden viele neoliberale Fensterreden gehalten, um internationale Kreditgeber und Investoren anzulocken oder zufriedenzustellen. Die Praxis sah oft ganz anders aus als diese »Speech Acts« und war von Kompromissen und Pragmatismus geprägt. Trotz dieser Abweichungen von der reinen Lehre sprangen im Laufe der Zeit alle postkommunistischen Länder ­25auf den neoliberalen Zug auf und führten entsprechende Reformen durch, die einen früher, die anderen (darunter die Bundesrepublik) später. Wegen dieser zwar unterschiedlichen, aber letztlich doch universellen Anwendung der Triade Liberalisierung, Deregulierung, Privatisierung kann man von einer neoliberalen Hegemonie sprechen. Um diese Hegemonie zu verstehen, ist ein Vergleich mit dem Nationalismus, der erfolgreichsten Ideologie des 19. Jahrhunderts, erhellend. Der Nationalismus war ideologisch ebenfalls diffus, wurde von sehr unterschiedlichen Akteuren vertreten und ließ sich an die Bedürfnisse staatenloser Nationalbewegungen und großer Imperien, ländlicher und industrieller Gesellschaften anpassen. Und doch blieben stets zwei ideologische Ziele erhalten: das Streben nach Eigenstaatlichkeit (bzw. die Stärkung der Macht des bereits existierenden Staates) und die möglichst weitgehende Übereinstimmung von Staat und Nation. Im Neoliberalismus gab es ebenfalls einige ideologische Fixpunkte, den Primat der Ökonomie, eine grundsätzliche Kritik am Staat sowie die Intention, ihn zurückzudrängen (eines der Motive hinter der breit angelegten Privatisierung), und ein bestimmtes Menschenbild, das des Homo oeconomicus. Eine weitere Parallele zwischen dem Neoliberalismus und dem modernen Nationalismus liegt darin, dass sich nur wenige Nationalisten als solche bezeichneten, da sie diese Zuschreibung als abwertend empfanden. Dennoch hat die Nationalismus-Forschung, die den Begriff wertneutral versteht, wesentlich zum Verständnis dieser Ideologie und einer Epoche der Geschichte (des »langen« 19. Jahrhunderts) beigetragen. Diese Studien begannen ebenfalls zeitnah, die ersten wissenschaftlichen Arbeiten über den Nationalismus erschienen in den dreißiger Jahren. Selbstverständlich sind diese Publikationen heute überholt, ebenso wird es irgendwann diesem Buch ergehen. Trotzdem ist eine Orientierung, ein historischer Überblick nötig, um das heutige Europa und die neue Ordnung auf dem alten Kontinent zu verstehen.  

			Die populäre Kritik am Neoliberalismus beruht auch darauf, dass zu viele politische Lager und Richtungen in einen Topf geworfen werden. Gelegentlich wird der Neoliberalismus mit dem Neokonservatismus verwechselt, den George W. Bush während seiner um­26strittenen Präsidentschaft vertrat und der auf einem traditionellen Familienbild, dem Ideal des amerikanischen Kleinstadtlebens in der Nachkriegszeit und protestantisch-freikirchlichen Werten beruht. Diese Weltanschauung wäre europäischen Neoliberalen wie Friedrich von Hayek reichlich fremd gewesen. Neokonservative wie Francis Fukuyama und Neoliberale eint jedoch die Überzeugung, dass das Telos der Geschichte in einer marktwirtschaftlich-demokratischen Ordnung westlichen Typs liegt.

			Es geht in diesem Buch, das sei nochmals unterstrichen, nicht um eine weitere, mittlerweile modische Fundamentalkritik am Neoliberalismus, sondern um dessen Anwendung und soziale Folgen. Die sogenannten »Reformländer« dienten als Experimentierfeld neoliberaler Politik, wobei das nicht heißt, dass sie westliche Modelle und Vorgaben eins zu eins übernahmen.18 Die Geschichte der »Transformation« kann somit einen Einblick geben, wie der Neoliberalismus in der Praxis funktioniert. Damit ist nicht nur die Ebene der »political economy« gemeint, sondern es geht auch um die Auswirkungen auf das Verhalten, die Werte und den Alltag der Menschen. 

			Der Begriff der Transformation

			Der Begriff der Transformation ist nicht frei von neoliberalen Einflüssen, denn die sozialwissenschaftliche Forschungsrichtung gleichen Namens meinte damit den teleologisch gedachten Übergang von der Diktatur zur Demokratie und von der Plan- zur Marktwirtschaft (als den ersten beiden Dimensionen der Transformation). Im Laufe der Jahre interessierten sich die Experten vermehrt für den Umbau des Staates (dritte Dimension der Transformation) und in jüngster Zeit für den Einfluss externer Akteure wie der Weltbank, dem IWF oder der EU (vierte Dimension der Transformation).19 Aus diesen weitgespannten Forschungsfeldern sind große Mengen an Fakten, Daten und Analysen hervorgegangen, die für geschichtswissenschaftliche Studien unverzichtbar sind. Zugleich ist zu berücksichtigen, dass die Experten und Expertisen Bestandteile der historischen Transformationsdiskurse waren. Es handelt sich somit ­27jedenfalls bei älteren Beiträgen um Quellen, denen auch auf semantischer Ebene kritische Aufmerksamkeit zu widmen ist. 

			Neben dem Blick auf sozialwissenschaftliche Nachbardisziplinen wird eine zweite, zeitliche Grenzüberschreitung gewagt. Das Jahr 1989 gilt häufig als eine Art »Stunde null«. Allerdings konnte man in den Zentren des Ostblocks schon in den achtziger Jahren erfolgreichen Geschäftsleuten und überzeugten Anhängern der Demokratie begegnen. Dieses Humankapital für die Transformation lässt sich nicht »messen« wie harte Wirtschaftsdaten, spielte jedoch besonders in den neunziger Jahren eine wichtige Rolle und kann zum Beispiel dabei helfen, das polnische »Wirtschaftswunder« und dessen Ausbleiben in anderen Ländern zu erklären. Doch es wäre verkehrt, sich allein auf die internen gesellschaftlichen Ressourcen und politischen Veränderungen zu konzentrieren. 

			Es gibt auch eine gesamteuropäische und globale Vorgeschichte des Umbruchs. Im Jahrzehnt vor 1989 begann mit dem Thatcherismus und den Reagonomics ein Zeitalter neoliberaler Reformen. Das Scheitern der Perestroika (wörtlich: Umbau oder Umstrukturierung) verschob die Akzente weiter in diese Richtung. War die Zäsur von 1989 – de facto dauerte die revolutionäre Phase des Umbruchs ohnehin bis 1991 – demnach weniger tief als allgemein angenommen? Diese Frage öffnet den Blick für Kontinuitäten und lässt besser verstehen, warum sich bestimmte Länder oder Regionen seit den neunziger Jahren dynamischer bzw. auf anderen »Pfaden« entwickelt haben als ihre Nachbarn.

			Eine dritte Grenzüberschreitung betrifft den Raum. Die Transformation wurde bislang in einem territorialen Container betrachtet, den man mit Raumbegriffen wie »Eastern Europe« eingrenzte. Zwar verglichen vor allem Politologen den politischen Systemwandel in Osteuropa mit Südamerika und anderen Teilen der Welt, so etwa Samuel Huntington in seinem Klassiker über die drei Wellen der Demokratisierung.20 Aber die ehemalige Blockgrenze in Europa blieb in der Forschung eigenartig intakt. Darin zeigt sich die Fortwirkung des Kalten Krieges und seines Mental Mappings mit der Unterteilung Europas in Ost und West. Außerdem wurde die ehemalige DDR von der anglophonen Transformationsforschung selten ­28berücksichtigt, als wäre sie mit der Vereinigung ein Teil der prosperierenden westlichen Welt geworden. Die jüngere deutsche Zeitgeschichte lässt sich jedoch besser unter der Prämisse verstehen, dass es sich bei der Bundesrepublik um ein Transformationsland handelt, wenngleich die neoliberalen Reformdiskurse die »alten« Bundesländer erst Anfang des neuen Jahrtausends und somit etwa ein Jahrzehnt später erreichten. 

			Der sozialwissenschaftliche Begriff der »Transformation« bezeichnet, wie bereits erwähnt, den politischen und wirtschaftlichen Systemwandel und dessen gesellschaftliche Folgen. In den neunziger Jahren entstand unter diesen Parametern ein gut ausgebautes Forschungsfeld, die sogenannte Transformationsforschung. Ein zentraler Gegenstand war der politische Systemwandel und die Konsolidierung der Demokratie. Dabei wurden im Blick auf die postkommunistischen Staaten der Auf- und Abstieg politischer Parteien, das Wahlverhalten und die Einstellungen der Bevölkerung zur Demokratie untersucht. Ein zweiter Themenkomplex waren die Wirtschaftsreformen und insbesondere die Privatisierung mit all ihren Begleiterscheinungen und Folgen wie Korruption und massenhafte Arbeitslosigkeit.

			Aufgrund der Fortschritte bei den Reformen und der Erweiterung der EU ließ die Anziehungskraft des Begriffes nach. Padraic Kenney zog 2006 als erster Historiker ein vorläufiges Resümee über die Transformationszeit.21 Für Geschichtswissenschaftler, die sich von Berufs wegen mit Veränderungen im Laufe der Zeiten befassen, kann der Begriff der Transformation nur sinnvoll sein, wenn er spezifisch verwendet wird. Aus zeithistorischer Perspektive bezeichnet Transformation demnach einen besonders tiefgreifenden, umfassenden und beschleunigten Wandel des politischen Systems, der Wirtschaft und der Gesellschaft.

			Dieser Wandel begann, darauf wurde bereits hingewiesen, vor den Umwälzungen von 1989. Dennoch wäre es falsch, diese Zäsur zu unterschätzen. Charles Tilly ordnet sie ähnlich wie die Soziologin Theda Skocpol in den Kanon der großen europäischen Revolutionen ein.22 Der wesentliche Unterschied zu 1789, 1848 und 1917 liegt im weitgehenden Fehlen des Faktors Gewalt und einer allgemeinen ­29Zerstörungswut. Sofern 1989 Gewalt angewendet wurde, etwa in Rumänien, im noch sowjetischen Litauen sowie Georgien und bekanntlich auf dem Tiananmen-Platz in Peking, war dies ein Machtmittel und Ausdruck der Gegenrevolution. Der Umbruch von 1989-91, der im Zerfall der Sowjetunion und der Unabhängigkeit ihrer Teilrepubliken endete, steht also in mancher Hinsicht quer zum traditionellen Revolutionsverständnis. 

			Zygmunt Bauman hat eine Brücke zwischen Revolution und Transformation gebaut, indem er auf den starken politischen und gesellschaftlichen Gestaltungswillen der revolutionären Eliten von 1989 verweist.23 Demnach liegt die Transformation in einem zeitlichen und handlungslogischen Kontinuum zu den vorhergehenden Revolutionen und ihren jeweils spezifischen Verläufen. Das heißt, dass man die Transformation als postrevolutionären Wandel betrachten sollte. Selbstverständlich unterschieden sich die Resultate dieses Wandels innerhalb des Ostblocks von Land zu Land und vor allem innerhalb der jeweiligen Länder. Davon handelt dieses Buch. 

			Doch diese Varianz gab es bereits in früheren revolutionären Perioden wie am Ende des 18. Jahrhunderts oder nach dem Ersten Weltkrieg. Ein Beispiel für einen partiellen Wandel bietet nicht zuletzt die amerikanische Revolution, die einen neuen Staat und ein neues politisches System schuf, die gesellschaftliche und soziale Ordnung zunächst jedoch kaum veränderte. Dennoch bleibt es sinnvoll, die Unabhängigkeit der Vereinigten Staaten mit Hannah Arendt als Revolution zu betrachten.24 Zwischen den Entwicklungen diesseits und jenseits des Atlantiks lassen sich trotz des großen zeitlichen Abstands gewisse Gemeinsamkeiten ausmachen. Eines der wichtigsten Resultate der jeweiligen Revolutionen war die Etablierung konstitutioneller Demokratien. Dass ein Teil der alten Eliten die Revolutionen relativ unbeschadet überstand und in einigen Ländern sogar an die Macht zurückkehren konnte, ist der Preis dafür, dass die Revolutionen von 1989-91 nicht in einer Gewaltorgie oder massenhaftem Terror endeten wie nach 1789 in Frankreich und nach 1917 in Russland. Diese beiden extremen Fälle sollten auch nicht unbedingt als Maßstab dafür gelten, ob eine Revolution wirklich revolutionär war. Die meisten Fälle brachten einen zwar tiefen, aber doch nur teilwei­30sen und nicht totalen Bruch mit sich. Grundsätzlich ist festzuhalten, dass die Revolutionen von 1989-91 und die postrevolutionäre Transformation mit früheren Prozessen ähnlicher Tragweite vergleichbar sind.

			Wie bei den früheren Revolutionen hat es wenig Sinn, dabei einen bestimmten Zeitpunkt als Stunde null vorzugeben. Wer die amerikanische Revolution verstehen will, muss in die Periode vor 1776 zurückblicken, als sich das British Empire bereits in einem längeren Konflikt um die politische Repräsentation und Partizipation befand und sich die Kolonien jenseits des Atlantiks ökonomisch und gesellschaftlich sehr dynamisch entwickelten. Auch die klassischen Betrachtungen zur Französischen Revolution von Alexis de Tocqueville und Edmund Burke beginnen mit ausführlichen Analysen der jeweiligen Anciens Régimes.25 Die Transformation war somit in keinem Fall ausschließlich postrevolutionär, aber sie gewann mit dem jeweiligen revolutionären Umbruch eine neue Dynamik.

			Ein weiterer, vom Soziologen Claus Offe in die Diskussion eingebrachter Aspekt zur Definition der Transformation ist die Gleichzeitigkeit des Wandels von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft.26 Offe schließt damit an ältere Überlegungen von Reinhart Koselleck zur (Un-)Gleichzeitigkeit und Temporalität historischer Prozesse an. Für die Epoche der Transformation war ein spezifisches Zeitverständnis charakteristisch, das Gefühl einer rasenden Zeit, in der ein historischer Moment den anderen ablöste. In der Tat drehte sich das sprichwörtliche »Rad der Geschichte« von 1989 bis 1991 atemberaubend schnell. Historisch einmalig ist dieses Zeitempfinden nicht. Die polnische Schriftstellerin Maria Dąbrowska notierte in den Jahren nach dem Ersten Weltkrieg, als sich in Polen ebenfalls sehr viel sehr schnell änderte, ein Gefühl der Beschleunigung. In ihrem Warschauer Tagebuch schrieb sie 1918/19: »Man wacht auf und befindet sich in einem anderem Staat, einem anderen Leben.«27

			Um die flüchtige Gegenwart überhaupt fassbar zu machen, stellten die Intellektuellen und die neuen politischen Eliten ihren Zukunftsverheißungen die Vergangenheit an die Seite. Meist diente die Geschichte aber nur als Negativfolie, die kommunistische Ära wurde ähnlich verteufelt wie nach 1918 die untergegangenen Imperien. Die ­31ständig wiederkehrende und bald ermüdende Rede von historischen Ereignissen, Veränderungen und Aufgaben, die der kanadische Schriftsteller Douglas Coupland in seinem Roman Generation X 1991 ironisch als »historical overdosing« bezeichnete,28 entspringt letztlich dem Motiv, Vergangenheit und Zukunft zu verbinden. Das Zeitverständnis von 1989 und der frühen neunziger Jahre ist wiederum ein Teil der Transformationsdiskurse, die hier mit Blick auf den Neoliberalismus kritisch durchleuchtet werden. Es geht also neben Reformverläufen, Wachstumszahlen und anderen durch »harte« Daten erfassbaren Elementen der Transformation um Legitimationsstrategien, Semantiken und Bedeutungen (um meaning im Sinne der New Cultural History).29 

			Das vorliegende Buch beruht auf länger verfolgten Forschungsinteressen.30 Es ist durch persönliche Erfahrungen während der Samtenen Revolution, mehrjährige Berufstätigkeit in Tschechien und Polen in den neunziger Jahren, ausgedehnte Forschungsaufenthalte und Reisen in die Ukraine, nach Russland sowie in den Kaukasus und wissenschaftliche Kooperationen mit osteuropäischen Kollegen geprägt. Dass diese weite Welt offenstand, ist ein Resultat des Umbruchs von 1989-91. Eigenartigerweise hat sich nie der Begriff einer 89er Generation durchgesetzt, obwohl sich viele junge Demonstranten im Herbst vor 25 Jahren und dem darauf folgenden halben Jahr der großen Hoffnungen und Utopien als solche empfanden. Doch anders als bei den 68ern oder den 48ern im 19. Jahrhundert blieb es bei einer kurzen Debatte in den Feuilletons. Die weitgehende Absenz eines generationellen Bewusstseins ist auf das Tempo der Veränderungen zurückzuführen, die nach Geschlecht und sozialem Hintergrund sehr unterschiedlichen Transformationserfahrungen und die ernüchternden Resultate des Umbruchs. Es ist eine der Chancen der Zeitgeschichte, diese subjektiven und individuellen Erfahrungen stärker zu berücksichtigen, als es in der Mainstream-Transformationsforschung, die sich mit Staaten und der Wirtschaft überwiegend auf einer Makroebene beschäftigte, beabsichtigt war. 

			Was bedeutet es, sich als Historiker einer sozialwissenschaftlichen Domäne zuzuwenden? Je näher die historische Periode zeitlich liegt, mit der sich Historiker befassen, desto umfangreicher ist die For­32schung von Soziologen, Politologen, Anthropologen und Vertretern anderer sozialwissenschaftlicher Subdisziplinen. Damit verändert sich die Rolle der Geschichtswissenschaft, insbesondere die Hermeneutik, also die Methode, mit der Erkenntnisse gewonnen werden. Die Einsicht, dass Wirklichkeiten in der modernen Welt stets konstruiert sind, verweist auf die Medien als Quelle. Der Neoliberalismus, der ideologische Züge aufweist, aber nie die weltanschauliche Kohärenz des Marxismus oder anderer »klassischer« Ideologien erreicht hat, war ebenfalls durch die Medien gemacht und vermittelt. Die kritische Auseinandersetzung mit neoliberalen Diskursen gehört demnach zu den Aufgaben eines historischen Überblicks. Außerdem kann die Analyse vergangener Forschungen sehr fruchtbar sein, etwa ein zweiter Blick auf Interviews, die Sozialwissenschaftler vor dreißig oder vierzig Jahren geführt haben. Nähert man sich den Lebenswelten der siebziger und achtziger Jahre, erscheint der »real existierende Sozialismus« nicht als grau oder stagnierend wie die Politbüros jener Zeit, sondern als Beginn einer längeren Umbruchperiode. 

			Die wachsende zeitliche Distanz zum Thema hat Vor- und Nachteile. Was Historiker heute von der neoliberalen Transformation halten, ist für den Prozess selbst irrelevant. Das war bei der früheren, mittlerweile auch schon historisch gewordenen sozialwissenschaftlichen Transformationsforschung anders. Zahlreiche Ökonomen und Soziologen, die sich in den neunziger Jahren mit dem postkommunistischen Europa beschäftigten, waren in der Politikberatung tätig und beeinflussten mit ihrer Expertise den Verlauf der Reformen. Der Prototyp des Analysten-Reformers war der US-amerikanische Ökonom Jeffrey Sachs. Er fungierte zunächst in Polen, dann in Russland (seit 1991 ist die offizielle Bezeichnung »Russländische Föderation«) und anderen Ländern als Wirtschaftsberater und ist einer der Väter der neoliberalen »Schocktherapie«. Sachs und die »Brygada Marriotta« (das war der leicht ironische Begriff für die westlichen Experten, die im Warschauer Marriott, dem besten Hotel der Stadt, residierten) zeichneten sich durch ihr selbstsicheres Auftreten aus. Mit dem Harvard-Ökonom kam jemand, der ein Rezept für die Gestaltung der Gegenwart und der Zukunft hatte und der gerade wegen seiner Marktgläubigkeit so überzeugend wirkte. 

			­33Sachs verwendete wie ein Großteil der englischsprachigen Forschung den Begriff »transition«, der auf das spanische »transicion« zurückgeht. Damit bezeichneten Juan Linz und andere Politikwissenschaftler den Übergang von der Diktatur zur Demokratie in Spanien nach dem Tod Francos sowie in Südamerika nach dem Niedergang der Militärregime.31 Transition war noch stärker teleologisch gedacht als Transformation, wobei nie klar benannt wurde, worin genau das Telos bzw. das Endziel liegt, denn bekanntlich sind die westlichen Demokratien von deutlichen Systemunterschieden geprägt. Ein wichtiger Topos der Transitionsforschung war die Konsolidierung von Demokratien und der politische Wertewandel in postdiktatorischen Gesellschaften. 

			In Ostmittel- und Südosteuropa sowie im Baltikum war die wichtigste Tendenz im politischen Systemwandel der neunziger Jahre (der in den empirischen Kapiteln hier weniger berücksichtigt wird als der wirtschaftliche und gesellschaftliche Wandel) die zunehmende Ausrichtung am deutschen System einer parlamentarischen Demokratie. Die Machtbefugnisse der jeweiligen Präsidenten wurden beschnitten, die der Parlamente gestärkt. Vorreiter dieser Entwicklung war – wie beim Regimewechsel von 1989 – Polen. Dagegen überwiegen auf dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion präsidiale Systeme, Wladimir Putin hat in Russland ein autoritäres Regime etabliert.32 Diese unterschiedlichen Resultate des politischen Systemwandels zeigen bereits, dass der Wellenschlag von Samuel Huntingtons »third wave of democratization« ungleich verlief und sich andere Herrschaftssysteme gebildet haben, als Anfang der neunziger Jahre gedacht oder erhofft. 

			Kurz nach dem Zusammenbruch der kommunistischen Regime veröffentlichten David Lipton und Jeffrey Sachs einen einflussreichen Artikel in der Zeitschrift Foreign Affairs, in dem beide für eine »dual transition« plädierten. Sie meinten damit den Aufbau einer marktwirtschaftlichen Ordnung, die sie zugleich als unverzichtbares Element der Demokratie ansahen.33 In der Tat unterschied sich der Wandel des östlichen Europa von der vorherigen Transition Südeuropas und Lateinamerikas, weil die sozialistische Planwirtschaft zu einem ökonomischen Bankrott geführt hatte und die graduelle ­34Reform des bestehenden Systems gescheitert war. Inwieweit die Demokratisierung als Voraussetzung oder Begleiterscheinung einer Marktwirtschaft betrachtet werden kann, ist nicht zuletzt wegen des Aufstiegs Chinas und des häufig übersehenen Vietnam umstritten.34 Bis zur Krise von 2008/09, als der Westen noch über die globale politische und wirtschaftliche Hegemonie verfügte, war die Gleichsetzung von Demokratie und Marktwirtschaft ungebrochen. Ähnlich wie bei der Demokratisierung war aber unklar, in welche Richtung die Reise gehen sollte, ob man sich eher nach dem Beispiel einer völlig freien oder einer sozialen Marktwirtschaft ausrichten sollte. 

			Die Unterschiede zwischen den jeweiligen Wirtschaftsordnungen werden seit etwa 15 Jahren unter dem Stichwort »Varieties of Capitalism« (VoC) verhandelt und hier im Abschnitt »Typologie der Reformresultate« in Kapitel 4 diskutiert.35 Auf diese Forschungsrichtung wird hier auch deshalb verwiesen, weil sie den Neoliberalismus und seine Auswirkungen mit Blickrichtung auf die institutionelle Einbettung und ökonomische Kerndaten systematisch und modellhaft untersucht hat. Das Problem ist, dass diese sozialwissenschaftlichen Modelle ein hohes Maß an Abstraktion voraussetzen und top-down gedacht sind. Dies ist sehr lehrreich, kann aber kein historisches Narrativ strukturieren, das lesbar sein soll und sich der Transformation auch bottom-up annähern will. Hier wird daher versucht, die Leser im Wesentlichen chronologisch und im Rahmen verschiedener räumlicher Konfigurationen (Großregionen, Staaten, Regionen und vor allem Städte) durch das neoliberale Europa zu führen. 

			Ein weiteres Kennzeichen des Neoliberalismus war die oben erwähnte Fixierung auf Privateigentum, das als unverzichtbare Grundlage einer marktwirtschaftlichen Ordnung galt.36 Mit diesem Dogma war eine skeptische oder sogar feindliche Einstellung gegenüber dem Staat verknüpft, der auch aufgrund der Erfahrungen im Staatssozialismus als ein Hort der Unterdrückung und Gängelung betrachtet wurde. Während in der ehemaligen DDR und der ČSSR die Privatisierung oberste politische Priorität genoss und die Restitution in Ostdeutschland sogar Vorrang vor dem Verkauf verstaatlichten Eigentums hatte, kam die Privatisierung in Polen Mitte der 35neunziger Jahre ins Stocken. Bis heute ist eine umfassende Rückübertragung des von den Kommunisten nationalisierten Eigentums ausgeblieben. Dennoch ist Polen eine funktionierende Marktwirtschaft. Man kann demnach das Dogma der Privatisierung anhand der historischen Entwicklung der vergangenen 25 Jahre hinterfragen. Diese Fragen an die Zeitgeschichte sollten jedoch nicht zu falschen Umkehrschlüssen führen. Die Verzögerung bei der Privatisierung von Grund und Boden, den man zum Beispiel in Russland bis zum Landgesetz von 2003 nicht verkaufen oder erwerben konnte, ist eine der Ursachen für den dortigen Niedergang des ländlichen Raumes.37

			Dorothee Bohle und Béla Greskovits haben die unterschiedlichen Verläufe und Resultate der Transformation in den neuen EU-Mitgliedsstaaten in einem dreigliedrigen Modell zusammengefasst und unterscheiden zwischen »neoliberal kapitalistischen«, »eingebettet neoliberalen« und »korporatistischen« Systemen.38 Im Wesentlichen entspricht diese Typologie einer geographischen Unterscheidung zwischen dem Baltikum, den Visegrad-Staaten (damit sind Polen, die Tschechoslowakei und Ungarn gemeint; diese drei Staaten hatten in der am Donauknie gelegenen ungarischen Stadt Visegrad Anfang 1991 eine enge politische und wirtschaftliche Zusammenarbeit vereinbart) und Slowenien. Erweitert man das Sample von Bohle und Greskovits um Russland, die Ukraine, Belarus und Moldawien bzw. die europäischen Nachfolgestaaten der Sowjetunion (die baltischen Staaten entwickelten sich, wie erwähnt, so unterschiedlich, dass sie eigens zu betrachten sind), erhöht sich die Zahl der neoliberal-kapitalistischen Marktwirtschaften, in denen allenfalls Rudimente eines Sozialstaats existieren. Man kann somit von einem überwiegend neoliberalen Resultat der Reformen sprechen. In Russland und der Ukraine bildeten sich keine stabilen Demokratien, die Wirtschaft wird von sogenannten Oligarchen dominiert. Man könnte diese Ordnung daher im Anschluss an das vorgestellte Modell als »oligarchisch-neoliberal« bezeichnen. 

			Wenn mit der Ausnahme Sloweniens alle Systemvarianten von Bohle und Greskovits mehr oder weniger neoliberal waren, stellt sich die Frage, wie trennscharf der Begriff ist. Wird der Neoliberalismus nicht überdehnt, wenn er sich auf fast den gesamten ehema­36ligen Ostblock und darüber hinaus die globale Ordnung seit Mitte der achtziger Jahre anwenden lässt?39 Sind die Resultate des politischen und wirtschaftlichen Systemwandels nicht zu unterschiedlich, um alle Transformationen, die man eigentlich in den Plural setzen müsste, in einen neoliberalen Topf zu werfen? In der Tat unterschieden sich der Ablauf der Reformen und je nach Land und Zeitpunkt die Intentionen der daran beteiligten Akteure. Dennoch wurden die Eckpfeiler des Washington Consensus überall angewandt, jedes postkommunistische Land in Europa versuchte sich an der Liberalisierung, Deregulierung und Privatisierung, oft mit nichtintendierten Folgen und darauf beruhenden Gegenreaktionen. Bis zur Erweiterung der EU gab es ein gemeinsames Resultat: steigende Ungleichheit in sozialer und räumlicher Hinsicht. Diese Gemeinsamkeiten überwiegen, man kann daher trotz aller nötigen Differenzierungen von der Etablierung einer neuen, neoliberalen Ordnung sprechen. 

			Während der Sozialstaat in den postkommunistischen Ländern und der englischsprachigen Forschung lange Zeit skeptisch betrachtet wurde, erkannten vor allem deutsche Transformationsforscher funktionierende staatliche Strukturen als Voraussetzung eines erfolgreichen Systemwandels. Der wohl bekannteste Experte in der Bundesrepublik, der Politologe Wolfgang Merkel, stellte 2007 die These auf, dass vor allem die Kontinuität von Staatlichkeit, insbesondere des Bildungs- und Sozialsystems, die Transformation begünstigte. Grzegorz Ekiert von der Harvard University sieht in den Staatsreformen, konkret dem Aufbau der kommunalen und regionalen Selbstverwaltung, einen Schlüsselfaktor für den Aufstieg Polens seit 1989.40

			Die Analyse staatlicher Strukturen setzt jedoch eine Unterscheidung zwischen jenen Ländern voraus, die in territorialer Kontinuität existierten und als Staaten 1989-91 kaum einen Bruch erlebten, einer zweiten Gruppe von Ländern, die aus früheren Imperien und multinationalen Staaten hervorgingen und sich erst als (meist schwache) Staaten konsolidieren mussten, und einer dritten Gruppe, die von ethnischen Konflikten und Gewalt geprägt wurde. Die Bürgerkriege im Kaukasus und im ehemaligen Jugoslawien und die dortige Gewalt gegen Zivilisten überdeckten andere Transformationserfahrun­37gen.41 Dennoch kann man das ehemalige Jugoslawien nicht aus der Geschichte der Transformationszeit ausblenden. Erstens würde das die Tendenz zu einer normativen Ausrichtung des Begriffs verstärken – trotz der umwälzenden Auswirkungen werden zum Beispiel die Machtübernahme der Kommunisten und die Sowjetisierung Ostmittel- und Südosteuropas nach 1945 selten als Transformation bezeichnet –, zweitens gibt es einen Zusammenhang zwischen Konflikten um die Ausrichtung der Reformen und dem Zerfall multinationaler Staaten. Jugoslawien befand sich wie der gesamte Ostblock seit Mitte der achtziger Jahre in einer schweren Wirtschaftskrise. Die vom IWF und den internationalen Kreditgebern angeordneten Reformen wurden nur von einem Teil der politischen Eliten akzeptiert und konnten im Rahmen der föderalen Struktur des Staates nicht umgesetzt werden. Im Streit zwischen den Anhängern einer weiteren Föderalisierung und einer Rezentralisierung formierten sich die Seiten des späteren, gewaltsamen Konflikts.42 Rumänien stand 1990 ebenfalls an der Schwelle eines Bürgerkriegs. Die (auch als »Mineriaden« bekannten) Ausschreitungen regimetreuer Bergarbeiter gegen Studenten und Intellektuelle in Bukarest und das Vorgehen gegen die ungarische Minderheit dienten letztlich dazu, die Macht der Postkommunisten zu erhalten.43 Diese Konflikte dürfen auf einem balance sheet der Transformation ebenso wenig vernachlässigt werden wie die vielfältigen sozialen Verwerfungen. 

			Die Transformationsforschung folgte in ihren Kernbereichen, dem politischen Systemwandel, dem Übergang zur Marktwirtschaft und dem Wandel der Staatlichkeit, fast ausschließlich einem nationalstaatlichen Zugriff. Man verglich die Erfolge oder Misserfolge einzelner Länder auf dem stets »steinigen« Weg zu Demokratie und Marktwirtschaft. Zeitschriften wie der Economist und diverse Thinktanks veranstalteten eine Art Länderwettbewerb. Der Gradmesser der internationalen Rankings war stets, inwieweit die jeweiligen Regierungen die Vorgaben des Washington Consensus umgesetzt hatten. Während Anfang der neunziger Jahre Tschechien und Ungarn als Musterländer der Transformation galten, wurde an Polen trotz aller zeitgenössischen Sympathien für die Schocktherapie der hohe Anteil der landwirtschaftlichen Beschäftigten und die allgemeine ­38Rückständigkeit bemängelt. Der Stand der Modernisierung bzw. die zugeschriebene Rückständigkeit waren demnach ein zweites, selten explizit geäußertes Bewertungskriterium. Darin liegt ironischerweise eine Kontinuität zum Staatssozialismus, denn in beiden Perioden sollte das östliche Europa durch gezielte Reformen bzw. eine »nachholende Modernisierung« auf einen westlichen Entwicklungsstand katapultiert werden.44 Nach 1989 fehlte lediglich die Utopie, dass der Osten irgendwann eine ganz andere Stufe, das kommunistische Paradies auf Erden, erreichen würde.

			Immerhin attestierte die EU auf dem Kopenhagener Gipfel von 2002, dass sich die postkommunistischen Länder in Ostmitteleuropa in Marktwirtschaften und Demokratien verwandelt hatten. Dieser Erfolg war für die Transformationsforschung auch ein Problem. Mit der großen EU-Erweiterung von 2004/07 kamen den Analysten in mancher Hinsicht die Forschungsobjekte abhanden, zumindest wenn man den alten Rückständigkeitsparadigmata folgte. Beim Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Kopf (das selbstverständlich nur einer von vielen Indikatoren sein kann) holten die reichsten postkommunistischen Länder schon 2002/03 die ärmsten Altmitglieder der EU ein. Auf der Ebene der Hauptstädte war der Aufholprozess noch markanter. Dieser Aufschwung wurde jedoch weit weniger ausführlich diskutiert als die vorherigen Transformationskrisen, was wohl daran liegt, dass die jeweils zeitbegleitende Forschung nicht ganz frei war von der alten journalistischen Faustregel: Only bad news is good news. 

			In der Krise von 2008/09 folgten dann in der Tat schlechte Nachrichten. Einige postkommunistische Länder erlebten eine Rezession, die fast so schlimm war wie der wirtschaftliche Einbruch von 1990 oder 1991, das Minuswachstum betrug bis zu 18 Prozent. Die ehemaligen Ostblockstaaten konnten die Krise aber rascher bewältigen als die südeuropäischen EU-Länder, wenngleich um den Preis erneuter und drastischer sozialer Einschnitte. Die raschere wirtschaftliche Erholung mag der Grund dafür sein, warum Länder wie Lettland heute vom IWF sogar als Vorbilder der Krisenbewältigung angepriesen werden, zum Beispiel gegenüber Griechenland. Ob ein direkter Zusammenhang zwischen neoliberalen Reformen und anschließendem ­39Wirtschaftswachstum besteht, ist eine Frage, die das gesamte Buch durchzieht und die man anhand verschiedener Perioden und Fallbeispiele diskutieren kann. Die zweite Welle des Neoliberalismus erfasste dann auch die Bundesrepublik, und zwar nicht nur von außen, durch die wirtschaftliche Konkurrenz der östlichen Nachbarstaaten, sondern auch durch die Reformen in der ehemaligen DDR und die vielen neuen Probleme, die dadurch für den gesamten deutschen Staat und seine Sozialsysteme entstanden. Eigenartigerweise ist diese Kotransformation in Deutschland und in Europa noch kaum zum Untersuchungsgegenstand geworden. Das liegt daran, dass die Transformationsforschung weitgehend eine »area study« geblieben ist, die sich auf das östliche Europa beschränkt. Selbst wenn man die postkommunistische Transformation anhand bestimmter Stichjahre wie 2004 oder 2009 für abgeschlossen hält, sind neoliberale Reformen und postwohlfahrtsstaatliche Transformationen sehr aktuelle Themen. Sie betreffen den Süden Europas und damit die Eurozone samt der Bundesrepublik. 

			Im vorliegenden Buch werden Elemente der Kotransformation bzw. des Ost-West-Transfers (der Begriff »Einfluss« ist weniger geeignet, weil er eine direkte Übernahme fremder Modelle impliziert) vorwiegend anhand der deutschen Zeitgeschichte und mittels dreier »Stichproben« behandelt: der politischen Transformationsdiskurse vor und während der rot-grünen Renten- und Arbeitsmarktreformen von 2001-2005, der breiteren intellektuellen und gesellschaftlichen Debatte über den Begriff der »Zivilgesellschaft« und der Prägung des heutigen Deutschland durch Politikerinnen und Politiker aus der ehemaligen DDR, die während der deutschen Transformation politisch sozialisiert wurden. Zu einer kritischen Transfergeschichte gehören nicht nur »erfolgreiche« Transfers, in denen eine Kultur Elemente einer anderen aufnimmt und adaptiert, sondern auch Prozesse der Abgrenzung. Diese gab es nicht nur auf Seiten postkommunistischer Staaten, allen voran in Russland unter Putin, sondern auch im Westen. 

			Ein zweites Spezifikum der sozialwissenschaftlichen Transformationsforschung ist der erwähnte nationalstaatliche Zugang, wie er auch von der älteren, okzidentalistischen Europageschichts40schreibung praktiziert wurde. Der Zugang über einzelne Länder ist plausibel, weil Nationalstaaten die makroökonomische Entwicklung lenken, Reformgesetze beschließen, Sozialsysteme organisieren und die wichtigste Ebene der demokratischen Willensbildung sind. Doch wie hier im empirischen Teil gezeigt wird, sind die innerstaatlichen Divergenzen, also die Auseinanderentwicklung von Arm und Reich, Stadt und Land, enorm, zumal wenn man sich dem Alltag und den Lebenswelten der Menschen annähert.45 Etwas weniger abstrakt formuliert: Dem neuen Reichtum in den Hauptstädten und Wachstumsregionen steht eine nach wie vor große Armut in ländlichen Gebieten gegenüber. Die Literatur über die Transformation von Städten nach 1989 befasst sich intensiv mit geographischen und sozialen Veränderungen des urbanen Raums.46 Insgesamt sind Städte dabei bislang kein bevorzugtes Objekt der Transformationsforschung gewesen, obwohl sich an ihnen der rapide Wandel der vergangenen 25 Jahre besonders gut ablesen lässt.

			Die Gegenüberstellung von Städten und ländlichen Regionen bedeutet, dass man die nationalstaatliche Ebene unterläuft. Letztlich handelt es sich jedoch immer noch um Makroeinheiten. Diese Präferenz ist aus pragmatischen Gründen kaum vermeidbar, da für einzelne Stadtteile, Dörfer oder Straßenzüge und dort ansässige Gruppen, Familien und Individuen wesentlich weniger Literatur, Daten und Quellen zur Verfügung stehen. In diese Lücke sind Sozialanthropologen und Ethnologen mit ihren Analysen von Betrieben, kleineren sozialen Gruppen und Lebenswelten vorgestoßen, die für Historiker sehr interessant sind.47 Bislang ist die geschichtswissenschaftliche Literatur über die Transformationszeit überschaubar (eine Ausnahme wäre das erwähnte kurze Buch von Padraic Kenney). Tony Judt, Hartmut Kaelble, Harold James und zuletzt Konrad Jarausch haben sich in den jeweils letzten Kapiteln ihrer großen Synthesen der europäischen Geschichte mit den neunziger Jahren befasst.48 Aber es gibt noch kein Buch, das die Transformationszeit als eine eigene historische Epoche begreift. Der Neoliberalismus war die leitende Ideologie dieser Epoche. Die Kenntnis seiner Geschichte ist die Voraussetzung dafür, unsere Gegenwart zu verstehen – auch über Europa hinaus.

		

	


		
			

			­412. Krisen und Reformdebatten 
der achtziger Jahre 

			Der Niedergang des Staatssozialismus

			Der Zusammenbruch der kommunistischen Herrschaft und des Ostblocks kam für die meisten westlichen Spezialisten und die internationale Politik völlig überraschend. Das lag unter anderem an der Außenwahrnehmung der staatssozialistischen Länder als totalitäre Systeme. In den USA war diese Sichtweise besonders verbreitet. Gemäß dem Ansatz der Totalitarismusforschung besaßen die Kommunisten unbeschränkte Macht, die Gesellschaften waren »atomisiert« und somit passiv. Dieses statische Bild des Ostblocks hatte mit den gesellschaftlichen Entwicklungen im späten Staatssozialismus wenig gemein. Zur westlichen Sichtweise gehörte es außerdem, die sowjetische Herrschaftssphäre als Einheit zu betrachten – so wie in den westdeutschen Schulatlanten, in denen sämtliche Staaten hinter dem Eisernen Vorhang in ein böses Rot getaucht und die westlichen Staaten in einem lichten Blau dargestellt wurden. Nur wenige Experten wie der deutsche Politologe Klaus Segbers oder der schwedische Ökonom Anders Åslund erkannten vor 1989 das Ausmaß der gesellschaftlichen Dynamik und der wirtschaftlichen Krise in der Sowjetunion.1

			Der Niedergang des Staatssozialismus begann weit früher, in den späten sechziger Jahren. Die Niederschlagung des Prager Frühlings und damit des »Sozialismus mit einem menschlichen Antlitz« zerstörte die Hoffnungen auf eine Reformierbarkeit des Systems. Polen und Ungarn öffneten sich in den siebziger Jahren wirtschaftlich, doch der Import westlicher Technologie (zum Beispiel bei »Polski Fiat« oder in der Werftindustrie an der Ostsee) bewirkte keine gesteigerte Effizienz der Planwirtschaft, es blieben vor allem unbezahlbare Auslandsschulden. Die Sowjetunion wirkte nach außen mächtig und stagnierte ökonomisch. Sämtliche Ostblockstaaten verpassten die »digitale Revolution «, in der das Wirtschaften auf neuen ­42Technologien, Produktivitätsgewinnen und internationalem Warenaustausch beruht. 

			Der wachsende wirtschaftliche Abstand zwischen Ost und West unterminierte die Legitimität der regierenden Kommunisten, die in der DDR einst mit dem Motto »Überholen, ohne einzuholen« angetreten waren.2 Die Machthaber versuchten, die Bevölkerung durch eine bessere Versorgung mit Konsumgütern zufriedenzustellen, aber auch in diesem Bereich waren die Resultate mager. Etliche Konsumprodukte gab es selten oder gar nicht, wenn dann waren sie nur gegen Devisen in speziellen Geschäften wie den Intershop-, Tuzex- und Pewex-Läden erhältlich – auch daher die eingangs geschilderte Bedeutung des Schwarztauschens und des Devisenschmuggels (für den es eine »zollsichere« Lösung gab: Drei gefaltete Hundertmark-Scheine waren so dick wie ein Bahlsen-Butterkeks. In die Kekspackung kamen sie, indem man den Klebefalz mit Wasserdampf öffnete und anschließend wieder verschloss). Wegen des Machtmonopols der Partei machte die Bevölkerung die Kommunisten für die Mangelwirtschaft verantwortlich. 

			Wie instabil die Lage war, zeigte sich 1979/80 in Polen. Dort versuchte die Regierung, das staatliche Budgetdefizit durch Preiserhöhungen für Konsumgüter und sogar für Grundnahrungsmittel zu reduzieren. Die massenhaften Proteste und andere Missstände führten zur Gründung der Gewerkschaftsbewegung Solidarność. Damit war erstmals in einem kommunistisch regierten Land eine Massenbewegung jenseits der Partei und der offiziellen Organisationen entstanden. Ende der achtziger Jahre konnten auch die reicheren Ostblockländer den inoffiziellen contrat social, eine verbesserte Konsumgüterversorgung im Austausch für politisches Stillhalten, nicht mehr erfüllen.3 Michail Gorbatschow reagierte auf die Dauerkrise mit Glasnost und Perestroika, scheiterte aber ebenso wie die ungarischen und polnischen Reformkommunisten. 

			Mit Blick auf das Ende des Kalten Krieges und die Renaissance Europas nach 1989 ist vor allem von Bedeutung, dass die partielle Öffnung und Liberalisierung der Ostblockländer seit den siebziger Jahren – Rumänien und Albanien waren die einzigen Ausnahmen – zu intensiveren Ost-West-Kontakten führte. Trotz aller ideologi­43schen Gegensätze stiftete die Détente Vertrauen unter den Konfliktpartnern des Kalten Krieges.4 Die kommunistischen Machthaber verbuchten die KSZE-Schlussakte von Helsinki als Erfolg, denn die gegenseitige Akzeptanz verschiedener Systeme und das Prinzip der Nichteinmischung wirkten 1975 wie eine Bestätigung des Status quo auf Jahrzehnte hinaus. Die Ostblockstaaten unterschätzten jedoch die durch die KSZE angestoßene gesellschaftliche Dynamik. Innenpolitisch nutzte die Opposition den neuen Spielraum, ein Beispiel dafür ist die Charta 77 in der Tschechoslowakei, die sich ausdrücklich auf die Beschlüsse der KSZE berief. 

			Jene Polen, Ungarn und Tschechoslowaken, die reisen durften, konnten sich einen persönlichen Eindruck vom konkurrierenden System verschaffen. Der Westen wirkte wie ein Magnet, sogar der einstige deutsche »Erbfeind« in Gestalt der Bundesrepublik. Es ging dabei nicht nur um die ungleich buntere Warenwelt, sondern auch um die größeren Freiheiten in fast allen Lebensbereichen. Den meisten Bürgern der DDR blieb der Weg in den Westen verwehrt, immerhin konnten sie das westdeutsche Fernsehen empfangen und sich auf diese Weise ein Bild machen. Die eingangs erwähnte tschechische Verwandtschaft kam in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre mindestens einmal im Jahr auf Besuch, um haltbare Elektrogeräte, nicht tropfende Wasserhähne und Textilien aller Art zu erwerben. Zehntausende Polen kamen als Erntehelfer in die Bundesrepublik und nach Schweden, außerdem entsandte Polen jedes Jahr zwischen 10 000 und 30 000 Vertragsarbeiter in die DDR. Diese Saison- und Gastarbeiter verrichteten nicht nur die ihnen zugewiesenen Tätigkeiten, sondern handelten nebenbei mit gefragten Westwaren und Produkten aus anderen sozialistischen Ländern. In Polen entwickelte sich der »turizm zarobkowy« (Erwerbstourismus) zu einem derart verbreiteten Phänomen, dass er zum Gegenstand soziologischer Studien wurde. Sogar Diplomaten beteiligten sich am massenhaften Schmuggel, sehr zum Ärger der DDR-Grenzbehörden, die sie passieren lassen mussten. Warschau mauserte sich zu einem Handelszentrum für den gesamten Ostblock, von dort wurden Westprodukte verkauft und verschoben, häufig bis in die Sowjetunion.5 

			­44Es wäre naiv, diese Kontakte im Sinn einer Völkerverständigung zu deuten, denn oft genug bestätigten die persönlichen Begegnungen vorhandene Vorurteile, schufen Konkurrenzverhältnisse (zum Beispiel wenn polnische »Touristen« den Ostdeutschen in Frankfurt an der Oder das letzte Paar Kinderschuhe oder die letzte Bratpfanne wegschnappten – das erzählten Bewohner der Grenzstadt noch 2004 mit gewisser Entrüstung) und endeten in Missverständnissen. Doch immer weitere Kreise der polnischen Gesellschaft erwarben auf diesem Weg marktwirtschaftliche Kompetenzen. 

			Das galt auch für staatliche Wirtschaftsfunktionäre, die sich 1989/90 überlegen konnten, ob sie ihre Kenntnisse und Kontakte für eine weiche Landung im neuen System nutzen oder die alte Ordnung mit Gewalt aufrechterhalten wollten. Die Biographie des DDR-Außenhandelsfunktionärs Alexander Schalck-Golodkowski zeigt, dass man nach dem Zusammenbruch des Systems sogar unbehelligt im Westen weiterleben konnte. Die Formel »Wandel durch Annäherung« funktionierte nicht, weil sich der Ostblock zu wenig wandelte, aber ein »Rapprochement« zwischen Ost und West ist auf verschiedenen Ebenen von offiziellen diplomatischen Begegnungen bis zum Tourismus nachweisbar.

			Ein ähnlicher Mechanismus wirkte auch in Bezug auf das Verhältnis zwischen den kommunistischen Machthabern und der Opposition. Die langwierigen und vielfältigen Auseinandersetzungen zwischen den Regimes und ihren Widersachern führten dazu, dass sich beide Seiten langsam zu »Konfliktpartnern« entwickelten. Dies gilt insbesondere für die Sowjetunion sowie für Polen und Ungarn in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre. Die Reformkommunisten übernahmen manche Argumente der Opposition und waren vermehrt zu Veränderungen bereit. Sogar in der reformfeindlichen DDR und der ČSSR verbreiteten sich ursprünglich oppositionelle Ideen in der offiziellen Publizistik. Ein Beispiel dafür sind die Europa-Visionen, die in Gorbatschows Vorschlag eines »gemeinsamen Hauses« einmündeten.6 Die Cold War History hat die Ernsthaftigkeit und Tragweite dieser Visionen infrage gestellt, aber sie zeugen ähnlich wie die Konzepte der Friedensbewegung von einem blockübergreifenden Denken.

			45Die offiziellen Wirtschaftsbeziehungen zwischen Ost und West hatten ohnehin eine eigene Dynamik. Die Ölkrisen von 1973 und 1979 und die anschließenden Rezessionen führten zu einer westlichen Hinwendung zum Ostblock, der als Rohstofflieferant, Handelspartner und sogar als potenzieller Absatzmarkt angesehen wurde. Nur so lässt sich erklären, dass trotz des Endes der Détente im Jahr 1979 wenig später der »Deal of the Century« besiegelt wurde. Die deutsch-sowjetischen Verträge sahen die langfristige Lieferung von russischem Erdgas im Austausch gegen Stahlrohre und (eigentlich exportbeschränkte) Kompressoren und Turbinen zur Durchleitung des Gases vor. Die österreichische Vöest errichtete im Stahlkombinat Eisenhüttenstadt ein komplettes Walzwerk, in Ungarn gründete die Raiffeisenbank ihre erste Tochter im Osten, Ikea und andere westliche Großunternehmen ließen in Polen und der DDR produzieren.7 All diese Geschäfte waren »vertrauensbildende Maßnahmen« und vergrößerten die Abhängigkeit des Ostens vom Westen.

			Alternative Lesart des Kalten Krieges 

			Letztlich können all diese Veränderungen vor 1989 als Bausteine einer alternativen Lesart des Kalten Krieges dienen. In der traditionellen Cold War History wird das Ende des Konflikts zwischen den beiden ideologischen Lagern konfrontativ erklärt. Der Doyen dieser Studienrichtung in den USA, John Lewis Gaddis, vertritt, verkürzt wiedergegeben, das Argument, Ronald Reagan habe die Sowjetunion durch seine Hochrüstungspolitik in die Knie gezwungen.8 Gorbatschow habe eingesehen, dass die UdSSR das Wettrüsten nicht mehr durchhalten könne. Aufgrund dieses äußeren Impulses, so Gaddis, habe er sich zu Reformen entschlossen, die letztlich den Zusammenbruch des sowjetischen Imperiums verursachten. Gegen diese Lesart lassen sich etliche Argumente ins Feld führen, unter anderem ein globalhistorisches: Die Herrschaft der Kommunisten in Nordkorea und in Kuba wurde durch die fortwährende Ost-West-Konfrontation gestärkt, ebenso ihre Abwehrhaltung gegenüber Reformen. 

			­46Der Kalte Krieg wurde nicht zuletzt wegen der Entspannungspolitik in Europa beigelegt. Eine auf diese Weltregion konzentrierte, im positiven Sinne »eurozentrische« Interpretation beruht auf anderen Argumenten.9 Wie hier skizziert, geht es dabei um gegenseitige Vertrauensbildung, Abhängigkeiten und Verflechtungen. Das Problem dieses Narrativs liegt darin, dass es auf keiner klaren Gegenüberstellung von Gut und Böse beruht und keine Helden produziert. Im Gegenteil: Mit der »wisdom of hindsight« kann man selbstverständlich fragen, warum die Regierung Schmidt die Solidarność überwiegend als Störfaktor betrachtete und wieso die DDR und andere Ostblockländer so lange mit Milliardenkrediten gestützt wurden. Man begibt sich mit dieser alternativen Interpretation der Beilegung des Kalten Krieges also in eine politische und moralische Grauzone. Das gilt auch für die Kontakte und Kompromisse zwischen den Regimes und der jeweiligen Opposition. 

			Unabhängig davon, welchen Rang man veränderten Wahrnehmungen, Abhängigkeiten und Verflechtungen bei der Beendigung des Kalten Krieges zuweist, hatten sie zweifelsohne Einfluss auf die Form des Regimewechsels in den Jahren 1989-91. Im Lauf der Nachkriegszeit war der Einsatz von militärischer oder physischer Gewalt in Europa selten geworden. Die Rote Armee marschierte 1956 in Ungarn und 1968 in die Tschechoslowakei ein, aber diese Interventionen waren politisch und finanziell kostspielig. Auch deshalb versuchte Moskau nach dem Einmarsch in Afghanistan, ein ähnliches Vorgehen in Polen zu vermeiden, wenngleich General Jaruzelski später zur eigenen Entlastung vorbrachte, er habe mit der Verhängung des Kriegsrechts eine Intervention der Roten Armee verhindern wollen. Trotz dieses nochmaligen Einsatzes von Panzern und der massenhaften Internierungen kann man sagen, dass die innere, gegen die eigene Gesellschaft gerichtete Gewalt in der Nachkriegszeit nachließ. Mit dem Stalinismus endete das System des Massenterrors und der Gulags, das sich im äußeren Machtbereich des sowjetischen Imperiums ohnehin nur teilweise etabliert hatte. Zwar wurden in Ostmitteleuropa noch in den siebziger und achtziger Jahren Demonstrationen niedergeschlagen und Dissidenten gefoltert, aber politische Morde wurden seltener. Das belegt paradoxerweise ­47der Fall des polnischen Priesters Jerzy Popiełuszko. Seine Entführung und Ermordung im Jahr 1984 durch Sicherheitskräfte löste eine derartige Empörung aus, dass die Täter vom eigenen Regime angeklagt wurden. Die Bestrafung war halbherzig, gleichwohl konnte man dies als Signal zur Mäßigung an andere Spitzel und Polizisten ansehen. Insgesamt herrschte im Ostblock nicht mehr die gleiche Angst vor der Polizei und den Sicherheitsorganen wie in den fünfziger oder sechziger Jahren. Die ausführlichen und offenen Gespräche über die politische und wirtschaftliche Lage, die man im Zuge jener Sommerreise im Jahr 1977 und bei weiteren Aufenthalten in den achtziger Jahren sogar mit Passanten oder Tischnachbarn in Gaststätten führen konnte, belegen dies. Selbstverständlich unterschied sich die Lage von Land zu Land, in Polen sprachen die Menschen völlig ungehemmt, tschechische Gesprächspartner schauten sich um, ob es im Café oder im Restaurant unerwünschte Zuhörer gab, DDR-Bürger mieden die Öffentlichkeit, wenn sie sich zum real existierenden Sozialismus oder zu Honecker äußerten. Aber die Bürger der Ostblockstaaten waren nicht so gleichgeschaltet oder »atomisiert«, wie es die Totalitarismus-Theorie nahelegt, die auch die Cold War Studies lange Zeit beeinflusste. 

			Die neoliberale Wende in West und Ost

			Versteht man das Europa des späten Kalten Krieges als ein System kommunizierender Röhren, beeinflusst das die Analyse der Reformdebatten in den achtziger Jahren. Im westlichen und im östlichen Europa sind dabei zwei nahezu parallele Entwicklungen zu beobachten. Margaret Thatcher reagierte auf die wirtschaftliche Stagnation Großbritanniens in den siebziger Jahren, indem sie die staatlichen Ausgaben drastisch reduzierte, Subventionen und Sozialleistungen zusammenstrich und die hohe Inflation bekämpfte. Ein weiterer Bestandteil des Reformpakets waren umfangreiche Privatisierungen, darunter von Schlüsselunternehmen wie der Bahn. Thatcher beendete damit den von ihren Vorgängern betriebenen Keynesianismus, der die Probleme nach der Ölkrise nicht zu lösen vermochte und ­48in allen westlichen Staaten in einer Spirale steigender Inflation und Staatsschulden endete. 

			Dieser wirtschaftspolitische Paradigmenwechsel hatte sich unter Experten bereits länger angekündigt. An britischen, amerikanischen und mit etwas Verspätung an weiteren westlichen Universitäten vertraten immer mehr Ökonomen neoliberale Ansichten. Es handelte sich jedoch nicht nur um Expertendiskurse. Milton Friedman, der prominenteste Vertreter der Chicago School, trat 1980 sogar in einer eigenen Fernsehserie auf und vermittelte seine Ansichten an ein Massenpublikum. Gleich die erste Folge brachte seine Marktgläubigkeit auf den Punkt, sie war mit »The Power of the Market« betitelt.10 Friedmans wirtschaftspolitische Lehren waren gepaart mit einer weltanschaulichen, libertären Kritik am Wohlfahrtsstaat, den Friedman als Bremse wirtschaftlicher Aktivitäten und Verursacher der damaligen Krise verteufelte. 1990 wurde die Serie mit einem leicht veränderten Format wieder aufgenommen. Prominente Politiker und Schauspieler wie Ronald Reagan, der ehemalige Außenminister George Shultz und Arnold Schwarzenegger führten in die Sendungen ein, eine Folge war nunmehr dem »Scheitern des Sozialismus« gewidmet. 

			In Kontinentaleuropa verfingen die Chicago School und der Neoliberalismus zunächst weniger, Frankreich verfolgte nach dem Wahlsieg der Sozialisten von 1981 eine entgegengesetzte Linie. François Mitterrand setzte auf höhere Staatsausgaben und staatliche Interventionen, um die Wirtschaft nach der zweiten Ölkrise anzukurbeln. Doch die Inflation blieb hoch, die Schulden stiegen, das Wirtschaftswachstum wollte nicht anspringen, und der Franc stand unter ständigem Abwertungsdruck gegenüber der Deutschen Mark. Bereits zwei Jahre später musste sich Mitterrand dem Druck der internationalen Finanzmärkte beugen und ein Sparprogramm auflegen, um eine weitere Abwertung der Landeswährung und eine noch höhere Inflation abzuwenden. 

			In der Bundesrepublik stürzte 1982 wegen des ausufernden Haushaltsdefizits und der strittigen Strategie zur Bewältigung der damaligen Rezession die sozialliberale Regierung. Auch dort hatte der Keynesianismus ausgedient, die neue Regierung unter Helmut Kohl ­49wandte sich unter dem Einfluss des kleineren Koalitionspartners, der FDP, marktliberalen Ideen zu. Aus dem Munde Kohls klang das wie folgt: »Weg von mehr Staat, hin zu mehr Markt; weg von kollektiven Lasten, hin zur persönlichen Leistung; weg von verkrusteten Strukturen, hin zu mehr Beweglichkeit, Eigeninitiative und verstärkter Wettbewerbsfähigkeit«.11 Die Bekämpfung der Inflation und damit die Geldpolitik bekamen eine höhere Priorität als die Verringerung der Arbeitslosigkeit. Noch deutlicher war der Paradigmenwechsel in den Wirtschaftswissenschaften, was nach 1989 den besonders radikalen Reformkurs in der ehemaligen DDR begünstigte.

			Wie Geoff Eley in seinem Opus Magnum über die europäische Linke dargestellt hat, passten sich die Sozialdemokraten im Laufe der achtziger Jahre überall in Europa an die wirtschaftspolitischen Paradigmata des Neoliberalismus an.12 Die auf paradoxe Weise personifizierten und zugleich anonymisierten Märkte (bei Friedman stand der Markt noch im Singular) wurden zu medialen und politischen Schlagwörtern. »Die Märkte« beurteilen seitdem die Wirtschaftskraft und Zukunftsfähigkeit von Firmen und ganzen Ländern, als wären sie eine höhere Instanz, obwohl oft unklar bleibt, wer die Urteile konkret abgibt oder für Fehlurteile geradesteht. 
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